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b) In Artikel 103k Absatz 1 wird der folgende Unterabsatz angefügt: 

 

"Dieser Absatz gilt für das Haushaltsjahr 2013 nicht für Kroatien. Kroatien reicht bei 

der Kommission einen Entwurf eines Stützungsprogramms mit einer Laufzeit von fünf 

Jahren für den Programmplanungszeitraum 2014-2018 ein." 

 

c) Anhang III Teil II Nummer 13 erhält folgende Fassung: 

 

"13. 'Vollzeitraffinerie': eine Produktionseinheit, 

 

– deren einzige Tätigkeit darin besteht, eingeführten rohen Rohrzucker zu 

raffinieren, 

 

oder 

 

– die im Wirtschaftsjahr 2004/05 eine Menge von mindestens 15 000 Tonnen 

eingeführtem rohem Rohrzucker raffiniert hat. Für die Zwecke dieses 

Gedankenstrichs ist im Falle Kroatiens das Wirtschaftsjahr 2007/2008 

maßgeblich." 
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d) Anhang VI erhält folgende Fassung: 

 

"ANHANG VI 

 

NATIONALE UND REGIONALE QUOTEN 

ab dem Wirtschaftsjahr 2010/11 

(in Tonnen) 

Mitgliedstaat oder 
Region 

(1) 

 
Zucker 

(2) 

 
Isoglucose 

(3) 

 
Inulinsirup 

(4) 
Belgien 676 235,0 114 580,2 0 
Bulgarien 0 89 198,0  
Tschechische Republik 372 459,3   
Dänemark 372 383,0   
Deutschland 2 898 255,7 56 638,2  
Irland 0   
Griechenland 158 702,0 0  
Spanien 498 480,2 53 810,2  
Frankreich (Mutterland) 3 004 811,15  0 
Französische übersee-
ische Departements 

432 220,05   

Kroatien 192 877,0    
Italien 508 379,0 32 492,5  
Lettland 0   
Litauen 90 252,0   
Ungarn 105 420,0 220 265,8  
Niederlande 804 888,0 0 0 
Österreich 351 027,4   
Polen 1 405 608,1 42 861,4  
Portugal (Festland) 0 12 500,0  
Autonome Region 
Azoren 

9 953,0   

Rumänien 104 688,8 0  
Slowenien 0   
Slowakei 112 319,5 68 094,5  
Finnland 80 999,0 0  
Schweden 293 186,0   
Vereinigtes Königreich 1 056 474,0 0  
INSGESAMT 13 529 618,20 690 440,8 0 

 
" 
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e) In Anhang IX Nummer 1 wird nach dem Eintrag für Frankreich Folgendes eingefügt: 

" 

Mitglied
staat 

2008/09 2009/10 2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 2014/15 

Kroatien      765 000 765 000 
" 

 

f) In Anhang IX Nummer 2 erhält die Tabelle folgende Fassung: 

" 
Mitgliedstaat Tonnen 

Bulgarien 39 180 
Kroatien 15 000 
Rumänien 188 400 

" 

 

g) In Anhang X wird nach dem Eintrag für Frankreich Folgendes eingefügt: 

" 

Kroatien 40,70 
" 

 

h) In Anhang Xb wird folgende Tabelle hinzugefügt: 

" 

in 1000 EUR 

Haushaltsjahr 2013 2014 2015 2016 ab 2017 
HR 0 11 885 11 885 11 885 10 832 

 

" 
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i) In der Anlage zu Anhang XIb Nummer 2 wird folgender Buchstabe angefügt: 

 

"h) in Kroatien die Rebflächen in den folgenden Unterregionen: Moslavina, 

Prigorje-Bilogora, Plešivica, Pokuplje und Zagorje-Međimurje." 

 

j) In der Anlage zu Anhang XIb Nummer 3 wird folgender Buchstabeangefügt: 

 

"h) in Kroatien Rebflächen in den folgenden Unterregionen: Hrvatsko Podunavlje und 

Slavonija." 

 

k) In der Anlage zu Anhang XIb Nummer 4 wird folgender Buchstabe angefügt:  

 

"g) in Kroatien Rebflächen in den folgenden Unterregionen: Hrvatska Istra, Hrvatsko 

primorje, Dalmatinska zagora, Sjeverna Dalmacija und Srednja i Južna 

Dalmacija." 

 

3. 32008 R 0110: Verordnung (EG) Nr. 110/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 15. Januar 2008 zur Begriffsbestimmung, Bezeichnung, Aufmachung und Etikettie-

rung von Spirituosen sowie zum Schutz geografischer Angaben für Spirituosen und zur 

Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 (ABl. L 39 vom 13.2.2008, S. 16) 

 

a) In Artikel 20 wird der folgende Absatz angefügt: 

 

"(4) Die in Absatz 1 genannte Frist für die Vorlage der technischen Unterlagen gilt 

auch für die in Anhang III eingetragenen geografischen Angaben für Kroatien." 
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b) In Anhang III Nummer 9 werden die folgenden geografischen Angaben angefügt: 

" 

 Hrvatska loza Kroatien 

 Hrvatska stara šljivovica Kroatien 

 Slavonska šljivovica Kroatien 

" 

 

c) In Anhang III Nummer 32 wird die folgende geografische Angabe angefügt: 

" 

 Hrvatski pelinkovac Kroatien 

" 

 

d) In Anhang III wird folgende Nummer eingefügt: 

" 

39. Maraschino, 
Marrasquino oder 
Maraskino 

Zadarski maraschino Kroatien 

" 

 

e) In Anhang III wird unter der Produktkategorie "Sonstige Spirituosen" folgende geogra-

fische Angabe hinzugefügt: 

" 

 Hrvatska travarica Kroatien 

" 
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4. 32009 R 0073: Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemein-

samen Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit 

bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung 

der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr. 378/2007 sowie zur 

Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 (ABl. L 30 vom 31.1.2009, S. 16) 

 

a) Artikel 2 Buchstabe g erhält folgende Fassung: 

 

"g) 'neue Mitgliedstaaten' Bulgarien, die Tschechische Republik, Estland, Kroatien, 

Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Rumänien, Slowenien und die 

Slowakei;" 

 

b) Artikel 6 Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

"(2) Die nicht zu den neuen Mitgliedstaaten zählenden Mitgliedstaaten stellen sicher, 

dass Flächen, die zu dem für die Beihilfeanträge 'Flächen' für 2003 vorgesehenen Zeit-

punkt als Dauergrünland genutzt wurden, als Dauergrünland erhalten bleiben. Die neuen 

Mitgliedstaaten außer Bulgarien, Kroatien und Rumänien stellen sicher, dass Flächen, 

die zum 1. Mai 2004 als Dauergrünland genutzt wurden, als Dauergrünland erhalten 

bleiben. Bulgarien und Rumänien stellen sicher, dass Flächen, die zum 1. Januar 2007 

als Dauergrünland genutzt wurden, als Dauergrünland erhalten bleiben. Kroatien stellt 

sicher, dass Flächen, die zum 1. Juli 2013 als Dauergrünland genutzt wurden, als Dauer-

grünland erhalten bleiben." 
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c) Artikel 33 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer iv erhält folgende Fassung: 

 

"iv) gemäß Artikel 47 Absatz 2, Artikel 57a und Artikel 59, Artikel 64 Absatz 2 

Unterabsatz 3, Artikel 65 und Artikel 68 Absatz 4 Buchstabe c." 

 

d) In Artikel 51 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

"Kroatien kann beschließen, die in Artikel 52 und in Artikel 53 Absatz 1 dieser Verord-

nung vorgesehenen Möglichkeiten in Anspruch zu nehmen. Dieser Beschluss ist der 

Kommission bis 15. Juli 2013 zu notifizieren." 

 

e) In Artikel 51 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

"Abweichend von Unterabsatz 2 wird diese Obergrenze im Falle Kroatiens auf der 

Grundlage der in Artikel 104 Absatz 4 und Artikel 112 Absatz 5 genannten nationalen 

Obergrenzen für Zahlungen für Schaffleisch und Ziegenfleisch bzw. Zahlungen für 

Rind- und Kalbfleisch gemäß den Artikeln 52 und 53 bestimmt, wobei das in Arti-

kel 121 festgelegte Schema für die Einführung der Direktzahlungen zu berücksichtigen 

ist." 

 

f) In Artikel 52 wird nach Absatz 1 folgender Absatz eingefügt: 

 

"Abweichend von Absatz 1 kann Kroatien bis zu 50 % des Betrags, der sich aufgrund 

der in Artikel 51 Absatz 2 Unterabsatz 3 dieser Verordnung genannten Obergrenze 

ergibt, einbehalten, um den Betriebsinhabern jährlich eine Ergänzungszahlung zu 

gewähren." 
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g) In Artikel 53 Absatz 1 wird nach Unterabsatz 1 folgender Unterabsatz eingefügt: 

 

"Abweichend von Unterabsatz 1 kann Kroatien den Betrag, der sich aufgrund der in 

Artikel 51 Absatz 2 Unterabsatz 3 dieser Verordnung genannten Obergrenze ergibt, ganz 

oder teilweise einbehalten, um den Betriebsinhabern jährlich eine Ergänzungszahlung zu 

gewähren." 

 

h) Die Überschrift des Titels III Kapitel 3 erhält folgende Fassung: 

 

"Anwendung in den neuen Mitgliedstaaten, welche die Regelung für die einheitliche 

Flächenzahlung angewendet haben, und in Kroatien" 

 

i) Die Überschrift des Artikels 55 erhält folgende Fassung: 

 

"Einführung der Betriebsprämienregelung in den Mitgliedstaaten, welche die Regelung 

für die einheitliche Flächenzahlung angewendet haben, und in Kroatien" 

 

j) Artikel 55 Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

"(1) Sofern in diesem Kapitel nichts anderes vorgesehen ist, gilt dieser Titel für die 

neuen Mitgliedstaaten, welche die Regelung für die einheitliche Flächenzahlung gemäß 

Titel V Kapitel 2 angewendet haben, und für Kroatien." 

 

k) In Artikel 57 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

 

"Im Falle Kroatiens beträgt die Kürzung höchstens 20 % der jährlichen Obergrenze 

gemäß Anhang VIII Tabelle 3." 
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l) In Artikel 57 Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt: 

 

"In Kroatien bedarf die Verwendung der nationalen Reserve der Genehmigung durch 

die Kommission, die im Wege eines Durchführungsrechtsakts ohne die Unterstützung 

des Ausschusses nach Artikel 141 erteilt wird. Die Kommission prüft insbesondere, ob 

nationale Regelungen für Direktzahlungen eingeführt wurden, die vor dem Tag des 

Beitritts anwendbar waren, und unter welchen Bedingungen sie angewendet wurden. 

Kroatien muss der Kommission den Antrag auf Genehmigung der nationalen Reserve 

bis zum 15. Juli 2013 übermitteln." 

 

m) Folgender Artikel wird eingefügt: 

 

"Artikel 57a 

Nationale kroatische Sonderreserve für die Minenräumung 

 

(1) Kroatien bildet eine nationale Sonderreserve für die Minenräumung, die verwen-

det wird, um Betriebsinhabern mit Flächen, auf denen eine Minenräumung durchgeführt 

wurde und die wieder für landwirtschaftliche Zwecke genutzt werden sollen, im Ein-

klang mit objektiven Kriterien sowie unter Gewährleistung der Gleichbehandlung der 

Betriebsinhaber und unter Vermeidung von Markt- und Wettbewerbsverzerrungen 

während eines Zeitraums von zehn Jahren nach dem Beitritt Zahlungsansprüche 

zuzuweisen. 

 

(2) Flächen, die für die Zuweisung von Zahlungsansprüchen nach diesem Artikel in 

Frage kommen, kommen nicht für die Zuweisung von Zahlungsansprüchen nach den 

Artikeln 59 und 61 in Frage. 

 

(3) Der Wert der Zahlungsansprüche nach diesem Artikel darf nicht höher sein als der 

Wert der Zahlungsansprüche nach Artikel 59 bzw. Artikel 61. 
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(4) Der Höchstbetrag, der der nationalen Sonderreserve für die Minenräumung zuge-

wiesen wird, beläuft sich auf 9 600 000 EUR und unterliegt dem in Artikel 121 fest-

gelegten Schema für die Einführung der Direktzahlungen. Es gelten folgende jährliche 

Höchstbeträge: 

 

(in 1 000 EUR) 

Kroatien 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 

Höchstbetrag 
für die natio-
nale Sonder-
reserve für die 
Minen-
räumung 

 

2 400 

 

2 880 

 

3 360 

 

3 840 

 

4 800 

 

5 760 

 

6 720 

 

7 680 

 

8 640 

 

9 600 

 

(5) Im ersten Jahr der Anwendung der Betriebsprämienregelung weist Kroatien 

Betriebsinhabern Zahlungsansprüche auf der Grundlage der Flächen zu, auf denen eine 

Minenräumung durchgeführt wurde und die von den Betriebsinhabern in den im ersten 

Jahr der Anwendung der Betriebsprämienregelung eingereichten Beihilfeanträgen 

angegeben und zwischen dem 1. Januar 2005 und dem 31. Dezember 2012 wieder der 

Nutzung für landwirtschaftliche Zwecke zugeführt wurden. 

 

(6) In den Jahren 2013 bis 2022 werden Betriebsinhabern Zahlungsansprüche auf der 

Grundlage der geräumten Flächen zugewiesen, die von den Betriebsinhabern in dem 

betreffenden Jahr angegeben werden, sofern diese Flächen im vorangegangenen Kalen-

derjahr wieder der Nutzung für landwirtschaftliche Zwecke zugeführt wurden, was der 

Kommission gemäß Absatz 9 notifiziert wurde. 
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(7) Um eine ordnungsgemäße Verwendung der Finanzmittel der Union zu gewähr-

leisten, ändert die Kommission nach dem Verfahren gemäß Artikel 141 Absatz 2 die 

Obergrenze in Anhang VIII Tabelle 3, um darin die Beträge der nationalen Sonder-

reserve für die Minenräumung aufzunehmen, die bis zum 31. Dezember 2022 zugewie-

sen wurden. 

 

(8) Alle Flächen, die für die Zwecke dieses Artikels angegeben wurden, müssen der 

Definition des Begriffs 'beihilfefähige Hektarfläche' gemäß Artikel 34 Absatz 2 

entsprechen. 

 

(9) Bis zum 15. Juli 2013 notifiziert Kroatien der Kommission die nach Absatz 5 

beihilfefähigen Flächen, wobei es sowohl Flächen angibt, die für die Stützungsniveaus 

nach Artikel 59 infrage kommen, als auch Flächen, die für die Stützungsniveaus nach 

Artikel 61 infrage kommen. Diese Notifizierung enthält auch Informationen über die 

entsprechenden Haushaltsrahmen und die nicht verwendeten Beträge. Ab dem Jahr 

2014 wird der Kommission jeweils spätestens am 31. Januar jedes Jahres eine Mittei-

lung mit den gleichen Informationen übermittelt, die sich auf das vorangegangene 

Kalenderjahr bezieht und in der die Flächen, die wieder der Nutzung für landwirtschaft-

liche Zwecke zugeführt wurden, und die entsprechenden Haushaltsrahmen angegeben 

sind. 

 

(10) Bis zum 31. Dezember 2012 werden alle verminten und von Minen geräumten 

Flächen, für die Betriebsinhaber Zahlungsansprüche aus dieser nationalen Sonder-

reserve für die Minenräumung erhalten könnten, im Integrierten Verwaltungs- und 

Kontrollsystem, das in Einklang mit Titel II Kapitel 4 eingerichtet wird, erfasst." 
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n) Dem Artikel 59 wird folgender Absatz angefügt: 

 

"(4) Die Kommission erlässt nach dem Verfahren gemäß Artikel 141 Absatz 2 Vor-

schriften für die erstmalige Zuweisung von Zahlungsansprüchen in Kroatien." 

 

o) Dem Artikel 61 wird folgender Absatz angefügt: 

 

"Im Falle Kroatiens sind die in Absatz 1 Buchstaben a und b genannten Daten der 

30. Juni 2011." 

 

p) Artikel 69 Absatz 1 Unterabsatz 1 wird wie folgt ergänzt: 

 

"Kroatien kann bis zum Tag des Beitritts beschließen, ab dem ersten Jahr der Anwen-

dung der Betriebsprämienregelung im Sinne des Artikels 59 Absatz 2 bis zu 10 % der in 

Artikel 40 genannten nationalen Obergrenze gemäß Anhang VIII Tabelle 3 zu 

verwenden." 

 

q) In Artikel 69 Absatz 9 wird in Unterabsatz 1 nach Buchstabe a folgender Buchstabe 

eingefügt: 

 

"aa) für das Jahr 2022 im Falle Kroatiens;" 
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r) Artikel 104 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

 

"(4) Die folgenden nationalen Obergrenzen finden Anwendung: 

 

Mitgliedstaat Nationale Obergrenze 

Bulgarien 2 058 483 

Tschechische Republik 66 733 

Dänemark 104 000 

Estland 48 000 

Spanien 19 580 000 

Frankreich 7 842 000 

Kroatien 542 651 

Zypern 472 401 

Lettland 18 437 

Litauen 17 304 

Ungarn 1 146 000 

Polen 335 880 

Portugal 2 690 000 

Rumänien 5 880 620 

Slowenien 84 909 

Slowakei 305 756 

Finnland 80 000 

Insgesamt 41 273 174 

" 

 

s) In Artikel 112 Absatz 5 wird nach dem Eintrag für Frankreich Folgendes eingefügt: 

 

" 

Kroatien 105 270 

" 
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t) Artikel 121 erhält folgende Fassung: 

 

"Artikel 121 

Einführung der Direktzahlungen 

 

In den neuen Mitgliedstaaten außer Bulgarien, Kroatien und Rumänien werden die 

Direktzahlungen nach folgendem Schema eingeführt, in dem die Steigerungsstufen als 

Prozentsatz der Höhe dieser Zahlungen in den anderen als den neuen Mitgliedstaaten 

ausgedrückt sind: 

 

– 60 % im Jahr 2009, 

– 70 % im Jahr 2010, 

– 80 % im Jahr 2011, 

– 90 % im Jahr 2012, 

– 100 % ab dem Jahr 2013. 

 

In Bulgarien und Rumänien werden die Direktzahlungen nach folgendem Schema einge-

führt, in dem die Steigerungsstufen als Prozentsatz der Höhe dieser Zahlungen in den 

anderen als den neuen Mitgliedstaaten ausgedrückt sind: 

 

– 35 % im Jahr 2009, 

– 40 % im Jahr 2010, 

– 50 % im Jahr 2011, 

– 60 % im Jahr 2012, 

– 70 % im Jahr 2013, 

– 80 % im Jahr 2014, 

– 90 % im Jahr 2015, 

– 100 % ab dem Jahr 2016. 
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In Kroatien werden die Direktzahlungen nach folgendem Schema eingeführt, in dem die 

Steigerungsstufen als Prozentsatz der Höhe dieser Zahlungen in den anderen als den 

neuen Mitgliedstaaten ausgedrückt sind: 

 

– 25 % im Jahr 2013, 

– 30 % im Jahr 2014,  

– 35 % im Jahr 2015,  

– 40 % im Jahr 2016, 

– 50 % im Jahr 2017, 

– 60 % im Jahr 2018, 

– 70 % im Jahr 2019, 

– 80 % im Jahr 2020, 

– 90 % im Jahr 2021, 

– 100 % ab dem Jahr 2022." 

 

u) In Artikel 132 Absatz 2 wird nach Unterabsatz 2 folgender Unterabsatz eingefügt: 

 

"Abweichend von Unterabsatz 1 Buchstaben a und b hat Kroatien die Möglichkeit, 

Direktzahlungen auf bis zu 100 % des in den anderen als den neuen Mitgliedstaaten 

geltenden Niveaus aufzustocken." 
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v) In Anhang VII wird nach dem Eintrag für Frankreich Folgendes eingefügt: 

" 

Kroatien 100 1 

" 

 

w) In Anhang VIII wird folgende Tabelle angefügt: 

 

"Tabelle 3(*) 

Mitglied-
staat  

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 

Kroatien 93 250 111 900 130 550 149 200 186 500 223 800 261 100 298 400 335 700 373 000 

(*) Die Obergrenzen wurden unter Berücksichtigung der Steigerungsstufen gemäß Artikel 121 berechnet. 

" 
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5. FISCHEREI 

 

1. 32002 R 2371: Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 des Rates vom 20. Dezember 2002 über die 

Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Fischereiressourcen im Rahmen der Gemeinsamen 

Fischereipolitik (ABl. L 358 vom 31.12.2002, S. 59) 

 

In Anhang I werden die folgende Teile angefügt: 

 

"11. KÜSTENGEWÄSSER KROATIENS* 

Geografisches Gebiet Mitgliedstaat Arten Umfang oder besondere 
Merkmale 

12 Seemeilen, begrenzt auf das 
Meeresgebiet unter der Hoheit 
Kroatiens, nördlich des 
Breitenkreises 45°10' N 
entlang der westistrischen 
Küste, ab der Außengrenze der 
Hoheitsgewässer Kroatiens, 
wo dieser Breitenkreis auf das 
Festland der westistrischen 
Küste trifft (Kap Grgatov rt 
Funtana) 

Slowenien Grundfischarten 
und kleine 
pelagische Arten, 
einschließlich 
Sardinen und 
Sardellen 

100 t für höchstens 
25 Fischereifahrzeuge, 
davon 
5 Fischereifahrzeuge mit 
Schleppnetzen 

* Die obenstehende Regelung gilt ab dem Zeitpunkt der vollständigen Umsetzung des Schieds-
spruchs, der sich aus der am 4. November 2009 in Stockholm unterzeichneten Schiedsverein-
barung zwischen der Regierung der Republik Slowenien und der Regierung der Republik 
Kroatien ergibt. 
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12. KÜSTENGEWÄSSER SLOWENIENS* 

Geografisches Gebiet Mitgliedstaat Arten Umfang oder besondere 
Merkmale 

12 Seemeilen, begrenzt auf das 
Meeresgebiet unter der Hoheit 
Sloweniens, nördlich des 
Breitenkreises 45°10' N 
entlang der westistrischen 
Küste, ab der Außengrenze der 
Hoheitsgewässer Kroatiens, 
wo dieser Breitenkreis auf das 
Festland der westistrischen 
Küste trifft (Kap Grgatov rt 
Funtana) 

Kroatien Grundfischarten 
und kleine 
pelagische Arten, 
einschließlich 
Sardinen und 
Sardellen 

100 t für höchstens 
25 Fischereifahrzeuge, 
davon 
5 Fischereifahrzeuge mit 
Schleppnetzen 

* Die obenstehende Regelung gilt ab dem Zeitpunkt der vollständigen Umsetzung des Schieds-
spruchs, der sich aus der am 4. November 2009 in Stockholm unterzeichneten Schiedsverein-
barung zwischen der Regierung der Republik Slowenien und der Regierung der Republik 
Kroatien ergibt." 
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2. 32006 R 1198: Verordnung (EG) Nr. 1198/2006 des Rates vom 27. Juli 2006 über den 

Europäischen Fischereifonds (ABl. L 223 vom 15.8.2006, S. 1) 

 

a) Dem Artikel 27 wird folgender Absatz angefügt: 

 

"(5) Der EEF kann zur Finanzierung einer Regelung von individuellen Prämien für 

diejenigen Fischer beitragen, die in den Genuss der Zugangsregelung kommen werden, 

die in Anhang I Teil 11 der Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 in der durch die Beitritts-

akte Kroatiens geänderten Fassung festgelegt ist. Diese Prämienregelung darf nur im 

Zeitraum von 2014 bis 2015 oder, falls dies früher geschieht, bis zum Tag der vollstän-

digen Umsetzung des Schiedsspruchs, der sich aus der am 4. November 2009 in Stock-

holm unterzeichneten Schiedsvereinbarung zwischen der Regierung der Republik 

Slowenien und der Regierung der Republik Kroatien ergibt, angewandt werden." 

 

b) Artikel 29 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

 

"(3) Abweichend von Absatz 2 können in den Regionen in äußerster Randlage, auf den 

abgelegenen griechischen Inseln sowie auf den kroatischen Inseln Dugi otok, Vis, Mljet 

und Lastovo allen Unternehmen Zuschüsse gewährt werden." 
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c) Artikel 35 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

 

"(4) Abweichend von Absatz 3 können in den Regionen in äußerster Randlage, auf den 

abgelegenen griechischen Inseln sowie auf den kroatischen Inseln Dugi otok, Vis, Mljet 

und Lastovo allen Unternehmen Zuschüsse gewährt werden." 

 

d) Artikel 53 Absatz 9 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

"(9) Werden Vorhaben auf wegen ihrer Abgelegenheit benachteiligten griechischen 

Inseln und in Gebieten in äußerster Randlage sowie auf den kroatischen Inseln Dugi 

otok, Vis, Mljet und Lastovo aus dem EFF finanziert, so wird die Obergrenze für die 

Beteiligung des EFF an jeder Prioritätsachse in den Regionen, die unter das Konver-

genzziel fallen, um bis zu 10 Prozentpunkte und in den Regionen, die nicht unter das 

Konvergenzziel fallen, um bis zu 35 Prozentpunkte angehoben." 
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e) In Anhang II Buchstabe a erhält die Tabelle folgende Fassung: 

" 

 Gruppe 1 Gruppe 2 Gruppe 3 Gruppe 4 

Unter das 
Konvergenzziel 
fallende 
Regionen und 
abgelegene 
griechische 
Inseln sowie die 
kroatischen 
Inseln Dugi 
otok, Vis, Mljet 
und Lastovo 

A ≤ 100 % 

B ≥ 0 % 

A ≤ 40 % 

B ≥ 60 % (*) (**) 

A ≤ 80 % 

B ≥ 20 % 

A ≤ 60 % 

B ≥ 40 % (***) 

Regionen 
außerhalb des 
Konvergenzziels 

A ≤ 100 % 

B ≥ 0 % 

A ≤ 40 % 

B ≥ 60 % (*) (**) 

A ≤ 60 % 

B ≥ 40 % 

A ≤ 40 % 

B ≥ 60 % (***) 

Regionen in 
äußerster 
Randlage 

A ≤ 100 % 

B ≥ 0 % 

A ≤ 50 % 

B ≥ 50 % (*) (**) 

A ≤ 80 % 

B ≥ 20 % 

A ≤ 75 % 

B ≥ 25 % 

(*) Für Vorhaben nach Artikel 25 Absatz 3 werden die B-Sätze in Gruppe 2 um 20 % erhöht. Die 
A-Sätze werden entsprechend verringert 

(**) Für Vorhaben nach Artikel 26 Absatz 2 (Investitionen im Sinne von Artikel 25 an Bord von 
Fischereifahrzeugen der kleinen Küstenfischerei) können die B-Sätze in Gruppe 2 um 20 % 
gesenkt werden. Die A-Sätze werden entsprechend erhöht. 

(***) Im Falle von Vorhaben nach den Artikeln 29 und 35, die von nicht unter die Definition in 
Artikel 3 Buchstabe f fallenden Unternehmen mit weniger als 750 Beschäftigten oder mit 
einem Umsatz von unter 200 Mio. EUR durchgeführt werden, werden die B-Sätze in den 
unter das Konvergenzziel fallenden Regionen mit Ausnahme der abgelegenen griechischen 
Inseln sowie der kroatischen Inseln Dugi otok, Vis, Mljet und Lastovo um 30 % und in den 
nicht unter das Konvergenzziel fallenden Regionen um 20 % erhöht. Die A-Sätze werden 
entsprechend verringert." 
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f) In Anhang II erhält unter Buchstabe a der zweite Absatz unter der Überschrift 

"Gruppe 2" folgende Fassung: 

 

"In den Fällen, in denen der EFF Vorhaben nach Artikel 25 Absatz 3 zugunsten von 

Schiffen der kleinen Küstenfischerei finanziert, werden nach Anwendung von (*) und 

(**) die B-Sätze der Gruppe 2 

 

– für die unter das Konvergenzziel fallenden Regionen, die abgelegenen griechi-

schen Inseln, die kroatischen Inseln Dugi otok, Vis, Mljet und Lastovo und die 

nicht unter das Konvergenzziel fallenden Regionen größer oder gleich 60 % 

(B ≥ 60 %) sein 

 

und 

 

– für die Regionen in äußerster Randlage größer oder gleich 50 % (B ≥ 50 %) sein." 

 

6. STEUERLICHE VORSCHRIFTEN 

 

1. 32006 L 0112: Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das 

gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347 vom 11.12.2006, S. 1) 

 

In Artikel 287 wird folgender Buchstabe angefügt: 

 

"19. Kroatien: EUR 35 000." 
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2. 32008 L 0118: Richtlinie 2008/118/EG des Rates vom 16. Dezember 2008 über das allgemei-

ne Verbrauchsteuersystem und zur Aufhebung der Richtlinie 92/12/EWG (ABl. L 9 vom 

14.1.2009, S. 12) 

 

Artikel 46 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

 

"(3) Unbeschadet des Artikels 32 können die Mitgliedstaaten, die im dritten und vierten 

Unterabsatz von Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 92/79/EWG nicht aufgeführt sind, ab dem 

1. Januar 2014 für Zigaretten, die ohne zusätzliche Zahlung von Verbrauchsteuern aus einem 

Mitgliedstaat, der gemäß Artikel 2 Absatz 2 Unterabsätze 3 und 4 dieser Richtlinie niedrigere 

als die Verbrauchsteuern nach Artikel 2 Absatz 2 Unterabsatz 1 anwendet, in ihr Gebiet 

eingeführt werden, eine Mengenbeschränkung von mindestens 300 Zigaretten verhängen. 

 

Die in Artikel 2 Absatz 2 Unterabsätze 3 und 4 der Richtlinie 92/79/EWG genannten Mit-

gliedstaaten, die je 1 000 Zigaretten unabhängig vom gewichteten durchschnittlichen Klein-

verkaufspreis eine Verbrauchsteuer von mindestens 77 EUR anwenden, können ab dem 

1. Januar 2014 für Zigaretten, die ohne zusätzliche Zahlung von Verbrauchsteuern aus einem 

Mitgliedstaat, der gemäß Artikel 2 Absatz 2 Unterabsatz 3 dieser Richtlinie eine niedrigere 

Verbrauchsteuer anwendet, in ihr Gebiet eingeführt werden, eine Mengenbeschränkung von 

mindestens 300 Zigaretten verhängen. 

 

Die Mitgliedstaaten, die eine Mengenbeschränkung gemäß Unterabsatz 1 bzw. Unterabsatz 2 

dieses Absatzes anwenden, teilen dies der Kommission mit. Sie können die erforderlichen 

Kontrollen durchführen, sofern dadurch das einwandfreie Funktionieren des Binnenmarkts 

nicht beeinträchtigt wird." 
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7. REGIONALPOLITIK UND KOORDINIERUNG DER STRUKTURELLEN 

INSTRUMENTE 

 

1. 32006 R 1083: Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 mit allgemeinen 

Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 

Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 

(ABl. L 210 vom 31.7.2006, S. 25) 

 

a) In Artikel 15 Absatz 4 wird in Unterabsatz 2 folgender Satz angefügt: 

 

"Im Falle Kroatiens ist das Datum dieser Überprüfung der 31. Dezember 2017." 

 

b) Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

"(1) Die den Fonds für Verpflichtungen zugewiesenen Mittel belaufen sich für den 

Zeitraum 2007-2013 auf 308 417 037 817 EUR zu Preisen von 2004; die jährliche 

Aufteilung dieser Mittel ist in Anhang I angegeben." 
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c) Artikel 19 erhält folgende Fassung: 

 

"Artikel 19 

Haushaltsmittel für das Ziel 'Konvergenz' 

 

Die Gesamtmittel für das Ziel 'Konvergenz' betragen 81,56 % der in Artikel 18 Absatz 1 

genannten Mittel (d. h. insgesamt 251 529 800 379 EUR) und werden zwischen den 

verschiedenen Komponenten wie folgt aufgeteilt: 

 

a) 70,50 % (d. h. insgesamt 177 324 921 223 EUR) für die Förderung gemäß Arti-

kel 5 Absatz 1, wobei die förderfähige Bevölkerungszahl, der regionale Wohl-

stand, der nationale Wohlstand und die Arbeitslosenquote als Kriterien für die 

Berechnung der indikativen Aufteilung auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt 

werden; 

 

b) 4,98 % (d. h. insgesamt 12 521 289 405 EUR) für die besondere Übergangsunter-

stützung gemäß Artikel 8 Absatz 1, wobei die förderfähige Bevölkerungszahl, der 

regionale Wohlstand, der nationale Wohlstand und die Arbeitslosenquote als 

Kriterien für die Berechnung der indikativen Aufteilung auf die Mitgliedstaaten 

zugrunde gelegt werden; 

 

c) 23,23 % (d. h. insgesamt 58 433 589 750 EUR) für die Förderung gemäß Arti-

kel 5 Absatz 2, wobei die Bevölkerungszahl, der nationale Wohlstand und die 

Fläche als Kriterien für die Berechnung der indikativen Aufteilung auf die 

Mitgliedstaaten zugrunde gelegt werden; 
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d) 1,29 % (d. h. insgesamt 3 250 000 000 EUR) für die besondere Übergangsunter-

stützung gemäß Artikel 8 Absatz 3." 

 

d) In Artikel 20 erhält der einleitende Teil folgende Fassung: 

 

"Die Gesamtmittel für das Ziel 'Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung' 

betragen 15,93 % der in Artikel 18 Absatz 1 genannten Mittel (d.h. insgesamt 

49 127 784 318 EUR) und werden zwischen den einzelnen Komponenten wie folgt 

aufgeteilt:" 

 

e) Artikel 21 Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

 

"(1) Die Gesamtmittel für das Ziel 'Europäische territoriale Zusammenarbeit' betragen 

2,52 % der in Artikel 18 Absatz 1 genannten Mittel (d. h. insgesamt 

7 759 453 120 EUR) und werden, ausgenommen den in Anhang II Nummer 22 genann-

ten Betrag, zwischen den einzelnen Komponenten wie folgt aufgeteilt: 

 

a) 73,86 % (d. h. insgesamt 5 583 386 893 EUR) für die Förderung der grenzüber-

greifenden Zusammenarbeit gemäß Artikel 7 Absatz 1, wobei die förderfähige 

Bevölkerungszahl als Kriterium für die Berechnung der indikativen Aufteilung 

auf die Mitgliedstaaten zugrunde gelegt wird; 
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b) 20,95 % (d.h. insgesamt 1 583 594 654 EUR) für die Förderung der transnationa-

len Zusammenarbeit gemäß Artikel 7 Absatz 2, wobei die förderfähige Bevölke-

rungszahl als Kriterium für die Berechnung der indikativen Aufteilung auf die 

Mitgliedstaaten zugrunde gelegt wird; 

 

c) 5,19 % (d.h. insgesamt 392 471 574 EUR) für die Förderung der interregionalen 

Zusammenarbeit, der Kooperationsnetze und des Erfahrungsaustauschs gemäß 

Artikel 7 Absatz 3. 

 

(2) Der Beitrag aus dem EFRE zur Finanzierung der grenzüberschreitenden und die 

Seebecken betreffenden Programme nach dem Europäischen Nachbarschafts- und 

Partnerschaftsinstrument und dem Instrument für Heranführungshilfe gemäß der 

Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 beträgt 817 691 234 EUR; dieser Betrag ergibt sich 

aus den von den einzelnen betroffenen Mitgliedstaaten angegebenen Beträgen, die von 

den ihnen nach Absatz 1 Buchstabe a zugeteilten Beträgen abgezogen werden. Diese 

EFRE-Beiträge unterliegen keiner Neuzuweisung zwischen den betreffenden Mitglied-

staaten." 

 

f) In Artikel 22 wird folgender Absatz angefügt: 

 

"Abweichend von Absatz 1 kann Kroatien zum Zwecke der Erreichung einer hohen 

Effizienz und Vereinfachung seine Mittelzuweisung für das Ziel 'Europäische territo-

riale Zusammenarbeit' auf die in Artikel 21 Absatz 1 Buchstaben a bis c genannten drei 

Komponenten aufteilen." 
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g) Artikel 23 erhält folgende Fassung: 

 

"Artikel 23 

Mittelzuweisungen für die leistungsbezogene Reserve 

 

Drei Prozent der in Artikel 19 Buchstaben a und b und in Artikel 20 genannten Mittel 

können von den Mitgliedstaaten – mit Ausnahme Kroatiens – nach Maßgabe des 

Artikels 50 zugewiesen werden." 

 

h) Artikel 28 wird wie folgt geändert: 

 

i) In Absatz 1 wird nach Unterabsatz 1 folgender Unterabsatz eingefügt: 

 

"Im Falle Kroatiens gilt der nationale strategische Rahmenplan für den Zeitraum 

ab dem Tag des Beitritts bis zum 31. Dezember 2013." 

 

ii) In Absatz 2 wird nach Unterabsatz 1 folgender Unterabsatz eingefügt: 

 

"Kroatien übermittelt seinen nationalen strategischen Rahmenplan der Kommis-

sion innerhalb von drei Monaten ab dem Tag des Beitritts." 
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i) In Artikel 29 wird folgender Absatz angefügt: 

 

"(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Kroatien." 

 

j) In Artikel 32 Absatz 3 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

"Im Falle Kroatiens nimmt die Kommission den Beschluss zur Billigung eines im 

Programmplanungszeitraum 2007-2013 zu finanzierenden operationellen Programms 

spätestens bis zum 31. Dezember 2013 an. In diesem operationellen Programm trägt 

Kroatien allen Bemerkungen der Kommission Rechnung und legt es der Kommission 

spätestens binnen drei Monaten ab dem Tag des Beitritts vor." 

 

k) In Artikel 33 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

"Im Falle Kroatiens dürfen vor dem Tag des Beitritts angenommene operationelle 

Programme lediglich zum Zwecke der besseren Abstimmung auf die vorliegende 

Verordnung überarbeitet werden." 

 

l) In Artikel 49 Absatz 3 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

"Im Falle der operationellen Programme Kroatiens muss diese Ex-post-Bewertung bis 

zum 31. Dezember 2016 abgeschlossen sein." 
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m) Folgender Artikel wird eingefügt: 

 

"Artikel 51a 

 

Die Artikel 50 und 51 gelten nicht für Kroatien." 

 

n) Artikel 53 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

 

"(3) Bei operationellen Programmen im Rahmen des Ziels 'Europäische territoriale 

Zusammenarbeit', bei denen mindestens ein Teilnehmer zu einem Mitgliedstaat gehört, 

dessen durchschnittliches Pro-Kopf-BIP im Zeitraum 2001-2003 weniger als 85 % des 

durchschnittlichen Pro-Kopf-BIP der EU-25 im gleichen Zeitraum betragen hat, oder 

bei entsprechenden Programmen, an denen Kroatien teilnimmt, darf die Beteiligung des 

EFRE 85 % der zuschussfähigen Ausgaben nicht übersteigen. Bei allen anderen opera-

tionellen Programmen darf die Beteiligung des EFRE 75 % der vom EFRE kofinanzier-

ten zuschussfähigen Ausgaben nicht übersteigen." 

 

o) In Artikel 56 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

"Im Falle Kroatiens kommen für eine Beteiligung der Fonds Ausgaben in Betracht, die 

zwischen dem Beginn der Förderfähigkeit der Ausgaben, der gemäß den im Rahmen der 

Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 angenommenen Instrumenten festgelegt wurde, und 

dem 31. Dezember 2016 getätigt werden. Für operationelle Programme, die nach dem 

Beitritt angenommen werden, kommen Ausgaben jedoch ab dem Tag des Beitritts für 

eine Beteiligung der Fonds in Betracht, es sei denn, in dem Beschluss über das operatio-

nelle Programm ist ein späterer Termin festgelegt." 
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p) In Artikel 56 Absatz 3 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

"Ungeachtet der in Artikel 105a festgelegten Sonderbestimmungen über die Förder-

fähigkeit gelten die vom Begleitausschuss festgelegten Kriterien der operationellen 

Programme für Kroatien nicht für Vorhaben, für die der Genehmigungsbeschluss vor 

dem Tag des Beitritts erlassen wurde und die Teil der im Rahmen der Verordnung (EG) 

Nr. 1085/2006 angenommenen Instrumente waren." 

 

q) Artikel 62 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 

i) In Buchstabe c wird nach Unterabsatz 1 folgender Unterabsatz eingefügt: 

 

"Im Falle Kroatiens legt die für ein operationelles Programm zuständige Prüf-

behörde der Kommission binnen drei Monaten nach dem Tag des Beitritts eine 

aktuelle Fassung des jährlichen Prüfungsplans gemäß Artikel 29 Absatz 2 Buch-

stabe a der Verordnung (EG) Nr. 718/2007 der Kommission vom 12. Juni 2007 zur 

Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 des Rates zur Schaffung eines 

Instruments für Heranführungshilfe (IPA) vor. 

___________________________ 
 ABl. L 170 vom 29.6.2007, S. 1." 
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ii) In Buchstabe d Ziffer i wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

 "Im Falle Kroatiens ist der erste jährliche Kontrollbericht, der den Zeitraum vom 

1. Oktober 2012 bis zum 30. Juni 2013 abdeckt, bis zum 31. Dezember 2013 zu 

übermitteln. Die darauf folgenden Berichte, die die Zeiträume vom 1. Juli 2013 bis 

zum 30. Juni 2014, vom 1. Juli 2014 bis zum 30. Juni 2015 und vom 1. Juli 2015 

bis zum 30. Juni 2016 abdecken, werden der Kommission bis zum 31. Dezember 

2014, bis zum 31. Dezember 2015 bzw. bis zum 31. Dezember 2016 übermittelt. 

Die Angaben zu den nach dem 1. Juli 2016 durchgeführten Prüfungen werden zur 

Unterstützung der unter Buchstabe e genannten Abschlusserklärung in den 

abschließenden Kontrollbericht aufgenommen;" 

 

iii) In Buchstabe e wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

 "Im Falle Kroatiens ist der Kommission bis 31. März 2018 eine 

Abschlusserklärung vorzulegen, die durch den abschließenden Kontrollbericht 

bestätigt wird." 

 

r) In Artikel 67 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

"Im Falle Kroatiens legt die Verwaltungsbehörde bis zum 31. März 2018 einen 

abschließenden Bericht über die Durchführung des operationellen Programms vor." 
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s) Artikel 71 wird wie folgt geändert: 

 

i) Folgender Absatz wird eingefügt: 

 

"(1a) Ungeachtet des Absatzes 1 legt Kroatien der Kommission so bald wie mög-

lich nach dem Beitritt und in jedem Fall vor etwaigen Zahlungen der Kommission 

eine Beschreibung der Systeme vor, die sich auf die unter Absatz 1 Buchstaben a 

und b genannten Elemente erstreckt." 

 

ii) Folgender Absatz wird eingefügt: 

 

"(2a) Absatz 2 gilt sinngemäß für Kroatien. Der in Absatz 2 Unterabsatz 1 ge-

nannte Bericht gilt unter den gleichen Bedingungen als angenommen, wie sie in 

Absatz 2 Unterabsatz 2 festgelegt sind. Die Annahme ist jedoch eine Voraus-

setzung für den Vorschuss nach Artikel 82." 

 

t) In Artikel 75 wird folgender Absatz eingefügt: 

 

"(1a) Im Falle Kroatiens erfolgen die entsprechenden Mittelbindungen aus dem EFRE, 

dem Kohäsionsfonds und dem ESF für das Jahr 2013 auf der Grundlage der Entschei-

dung nach Artikel 28 Absatz 3, bevor die Kommission eine Entscheidung über die 

Überprüfung eines angenommenen operationellen Programms trifft. Die in Artikel 28 

Absatz 3 genannte Entscheidung stellt einen Finanzierungsbeschluss im Sinne des 

Artikels 75 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 für alle Mittelbindungen 

zugunsten Kroatiens dar." 
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u) In Artikel 78 Absatz 2 Buchstabe c wird folgender Satz hinzugefügt: 

 

"Im Falle Kroatiens werden sie durch von den Begünstigten im Rahmen der Durchfüh-

rung der Vorhaben getätigte Ausgaben gedeckt, die durch quittierte Rechnungen oder 

gleichwertige Buchungsbelege spätestens drei Jahre nach dem Jahr der Zahlung des 

Vorschusses oder am 31. Dezember 2016 – je nachdem, welches der frühere Termin 

ist – nachgewiesen werden; falls nicht, ist die folgende Ausgabenerklärung entspre-

chend zu berichtigen." 

 

v) In Artikel 82 wird folgender Absatz eingefügt: 

 

"(1a) Für Kroatien wird nach Billigung des in Artikel 71 Absatz 2a genannten Berichts 

und nach Bindung der entsprechenden Haushaltsmittel gemäß Artikel 75 Absatz 1a in 

einer einzigen Tranche ein einmaliger Vorschuss für den verbleibenden Teil des Zeit-

raums 2007-2013 gezahlt, und zwar in Höhe von 30 % der Beteiligung der Struktur-

fonds und von 40 % der Beteiligung des Kohäsionsfonds am operationellen Programm." 

 

w) In Artikel 89 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

"Im Falle Kroatiens ist ein Antrag auf Zahlung einschließlich der unter Buchstabe a 

Ziffern i bis iii genannten Unterlagen bis 31. März 2018 zu übermitteln." 
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x) In Artikel 93 wird folgender Absatz eingefügt: 

 

"(3a) Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 wendet die Kommission im Falle Kroatiens 

den in Absatz 1 beschriebenen Mechanismus zur automatischen Aufhebung der Mittel-

bindung wie folgt an: 

 

i) die Frist für alle noch offenen Teile der Mittelbindung für 2010 ist der 

31. Dezember 2013; 

 

ii) die Frist für alle noch offenen Teile der Mittelbindung für 2011 ist der 

31. Dezember 2014; 

 

iii) die Frist für alle noch offenen Teile der Mittelbindung für 2012 ist der 

31. Dezember 2015; 

 

iv) alle am 31. Dezember 2016 noch offenen Teile der Mittelbindungen aus dem 

Haushaltsjahr 2013 werden automatisch aufgehoben, wenn bis zum 31. März 

2018 für diese kein zulässiger Zahlungsantrag bei der Kommission eingegangen 

ist." 
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y) Nach Artikel 95 Absatz 2 wird folgender Absatz eingefügt: 

 

"Abweichend von den Absätzen 1 und 2 werden im Falle Kroatiens die in Artikel 93 

Absatz 3a genannten Fristen unter den in Absatz 1 dieses Artikels genannten Umständen 

in Bezug auf den Betrag unterbrochen, der den betreffenden Vorhaben entspricht." 

 

z) In Artikel 98 Absatz 2 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

 

"Im Falle Kroatiens können die auf diese Weise freigesetzten Mittel aus dem Fonds bis 

zum 31. Dezember 2016 von Kroatien wieder eingesetzt werden." 
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za) Folgender Artikel wird eingefügt: 

 

"Artikel 105a 

Sonderbestimmungen aufgrund des Beitritts Kroatiens 

 

(1) Programme und Großprojekte, die am Tag des Beitritts Kroatiens nach der Ver-

ordnung (EG) Nr. 1085/2006 genehmigt sind und deren Umsetzung zu diesem Zeit-

punkt noch nicht abgeschlossen ist, werden als von der Kommission nach der vorlie-

genden Verordnung genehmigt angesehen, mit Ausnahme von Programmen, die nach 

den in Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben a und e der Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 

genannten Komponenten genehmigt wurden. 

 

Überdies werden die folgenden, unter die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verord-

nung (EG) Nr. 1085/2006 genannte Komponente fallenden Programme ebenfalls ausge-

nommen: 

 

a) das IPA-Programm 'grenzüberschreitende Kooperation im Adriaraum' 

b) das grenzüberschreitende Programm 'Kroatien – Bosnien und Herzegowina'; 

c) das grenzüberschreitende Programm 'Kroatien – Montenegro'; 

d) das grenzüberschreitende Programm 'Kroatien – Serbien'. 
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Unbeschadet der Absätze 2 bis 7 gelten für diese Vorhaben und Großprojekte die 

Bestimmungen, die die Umsetzung von nach der vorliegenden Verordnung genehmig-

ten Vorhaben und Großprojekten regeln. 

 

(2) Vergabeverfahren für Vorhaben im Rahmen der Programme oder Großprojekte 

nach Absatz 1, die am Tag des Beitritts bereits Gegenstand einer Ausschreibung im 

Amtsblatt der Europäischen Union waren, werden gemäß den in der Ausschreibung 

enthaltenen Regeln durchgeführt. Artikel 165 der Verordnung (EG, Euratom) 

Nr. 1605/2002 findet keine Anwendung. 

 

Vergabeverfahren für Vorhaben im Rahmen der Programme oder Großprojekte nach 

Absatz 1, die am Tag des Beitritts noch nicht Gegenstand einer Ausschreibung im 

Amtsblatt der Europäischen Union waren, werden gemäß den Verträgen oder den auf 

Grundlage der Verträge erlassenen Rechtsakte sowie gemäß Artikel 9 dieser Verord-

nung durchgeführt. 
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Vorhaben, die nicht in den Unterabsätzen 1 und 2 genannt sind und für die gemäß 

Artikel 158 der Verordnung (EG) Nr. 718/2007 Aufforderungen zur Einreichung von 

Vorschlägen ergangen sind oder für die bei den zuständigen Behörden vor dem Tag des 

Beitritts Anträge eingereicht wurden und für die die Vergabe erst nach dem Tag des 

Beitritts abgeschlossen werden konnte, werden nach den Bedingungen und den Regeln 

für die Förderfähigkeit durchgeführt, die in der betreffenden Aufforderung zur Einrei-

chung von Vorschlägen veröffentlicht oder potenziellen Begünstigten vorab mitgeteilt 

wurden. 

 

(3) Zahlungen, die die Kommission im Rahmen von Programmen nach Absatz 1 

tätigt, werden als ein Beitrag aus den Fonds nach dieser Verordnung angesehen und der 

ältesten offenen Mittelbindung, einschließlich IPA-Mittelbindungen, zugeordnet. 

 

Für alle Mittelbindungen, die die Kommission im Rahmen der in Absatz 1 genannten 

Programme vorgenommen hat und die am Tag des Beitritts noch offen sind, gilt ab dem 

Tag des Beitritts die vorliegende Verordnung. 

 

(4) Im Falle von Vorhaben, die nach der Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 genehmigt 

wurden und für die die Genehmigung vor dem Tag des Beitritts erteilt wurde oder die 

jeweiligen Finanzhilfevereinbarungen mit den Endbegünstigten vor dem Tag des Bei-

tritts unterzeichnet wurden, bleiben die Vorschriften über die Förderfähigkeit der Aus-

gaben nach beziehungsweise auf der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 718/2007 

weiterhin anwendbar, außer in hinreichend begründeten Fällen, über die die Kommis-

sion auf Antrag Kroatiens befindet. 

 

BGBl. III - Ausgegeben am 28. Juni 2013 - Nr. 171 139 von 251

www.ris.bka.gv.at



 

 
TR/EU/HR/ACT/Anhang III/de 47 

Die Vorschriften über die Förderfähigkeit im Sinne des Unterabsatzes 1 gelten auch für 

in Absatz 1 genannte Großprojekte, für die vor dem Tag des Beitritts bilaterale Projekt-

vereinbarungen unterzeichnet wurden. 

 

(5) Im Falle Kroatiens wird jede Bezugnahme auf die Fonds nach Artikel 1 Absatz 1 

dahin gehend ausgelegt, dass auch das Instrument für Heranführungshilfe, das mit der 

Verordnung (EG) Nr. 1085/2006 geschaffen wurde, umfasst ist. 

 

(6) Besondere für Kroatien geltende Fristen gelten auch für die folgenden grenzüber-

schreitenden Programme, die unter die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verord-

nung (EG) Nr. 1085/2006 genannte Komponente fallen und an denen Kroatien beteiligt 

ist: 

 

a) das grenzüberschreitende Programm 'Ungarn – Kroatien' und 

 

b) das grenzüberschreitende Programm 'Slowenien – Kroatien'. 

 

Besondere für Kroatien im Rahmen dieser Verordnung geltende Fristen gelten nicht für 

operationelle Programme im Rahmen der transnationalen und interregionalen Kompo-

nenten im Rahmen des Ziels 'Europäische territoriale Zusammenarbeit', an denen Kroa-

tien beteiligt ist. 

 

(7) Werden Maßnahmen erforderlich, um den Übergang Kroatiens von der Vor-

beitrittsregelung zu der Regelung, die sich aus der Anwendung dieses Artikels ergibt, zu 

erleichtern, so werden die erforderlichen Maßnahmen von der Kommission erlassen." 
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zb) Anhang I erhält folgende Fassung: 

 

 "ANHANG I 

 

 Jährliche Aufteilung der Mittel für Verpflichtungen für den Zeitraum 2007-2013 

 (gemäß Artikel 18) 

(EUR, zu Preisen von 2004) 

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 

42 863 000 000 43 318 000 000 43 862 000 000 43 860 000 000 44 073 000 000 44 723 000 000 45 718 037 817 

" 

 

zc) Anhang II wird wie folgt geändert: 

 

i) In Nummer 5 werden die folgenden Buchstaben angefügt: 

 

"c) für Kroatien belaufen sich die Mittel zur Finanzierung der grenzüberschrei-

tenden Zusammenarbeit auf 7 028 744 EUR zu Preisen von 2004; 

 

d) für Kroatien belaufen sich die Mittel zur Finanzierung der transnationalen 

Zusammenarbeit auf 1 874 332 EUR zu Preisen von 2004." 
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ii) Folgende Nummer wird eingefügt: 

 

"7a. Für Kroatien beläuft sich die Obergrenze für Transfers aus den Fonds auf 

3,5240 % seines BIP." 

 

iii) Folgende Nummer wird eingefügt: 

 

"9a. Im Falle Kroatiens beruht die Berechnung des BIP durch die Kommission 

auf den im Mai 2011 veröffentlichten Statistiken und Prognosen." 
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zd) Anhang III erhält folgende Fassung: 

 

"ANHANG III 

 

Auf Kofinanzierungssätze anzuwendende Obergrenzen 

(gemäß Artikel 53) 
 

Kriterien Mitgliedstaaten EFRE und ESF 

Prozentsatz der 
zuschussfähigen Ausgaben 

Kohäsionsfonds 

Prozentsatz der 
zuschussfähigen 

Ausgaben 

1. Mitgliedstaaten, 
deren durchschnitt-
liches Pro-Kopf-BIP 
in den Jahren 2001-
2003 weniger als 
85 % des durch-
schnittlichen Pro-
Kopf-BIP der EU-25 
im gleichen Zeitraum 
betragen hat 

Bulgarien, 
Tschechische 
Republik, Estland, 
Griechenland, 
Kroatien, Zypern, 
Lettland, Litauen, 
Ungarn, Malta, 
Polen, Portugal, 
Rumänien, 
Slowenien, Slowakei  

85 % für die Ziele 'Kon-
vergenz' und 'Regionale 
Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung' 

85 % 

2. Andere nicht unter 
Nummer 1 fallende 
Mitgliedstaaten, die 
am 1. Januar 2007 
für die Übergangs-
regelung im Rahmen 
des Kohäsionsfonds 
in Frage kommen 

Spanien 80 % für das Ziel 'Konver-
genz' und für die schritt-
weise in die Förderung 
einbezogenen Regionen 
im Rahmen des Ziels 
'Regionale Wettbewerbs-
fähigkeit und Beschäf-
tigung' 

50 % für das Ziel 'Regio-
nale Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung' für die 
Regionen, die nicht zu den 
schrittweise in die Förde-
rung einbezogenen Regio-
nen gehören 

85 % 

3. Andere, nicht 
unter die Nummern 1 
und 2 fallende 
Mitgliedstaaten 

Belgien, Dänemark, 
Deutschland, Frank-
reich, Irland, Italien, 
Luxemburg, Nieder-
lande, Österreich, 
Finnland, Schweden 
und Vereinigtes 
Königreich 

75 % für das Ziel 
'Konvergenz' 

– 
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4. Andere, nicht 
unter die Nummern 1 
und 2 fallende 
Mitgliedstaaten 

Belgien, Dänemark, 
Deutschland, Frank-
reich, Irland, Italien, 
Luxemburg, Nieder-
lande, Österreich, 
Finnland, Schweden 
und Vereinigtes 
Königreich 

50 % für das Ziel 'Regio-
nale Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung' 

– 

5. Gebiete in äußer-
ster Randlage nach 
Artikel 349 AEUV, 
die die in Anhang II 
Nummer 20 für diese 
Regionen vorgese-
hene zusätzliche 
Zuweisung erhalten 

Spanien, Frankreich 
und Portugal 

50 %  – 

6. Gebiete in äußer-
ster Randlage nach 
Artikel 349 AEUV 

Spanien, Frankreich 
und Portugal 

85 % für die Ziele 'Kon-
vergenz' und 'Regionale 
Wettbewerbsfähigkeit und 
Beschäftigung' 

– 

" 

 

2. 32006 R 1084: Verordnung (EG) Nr. 1084/2006 des Rates vom 11. Juli 2006 zur Errichtung 

des Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1164/94 (ABl. L 210 vom 

31.7.2006, S. 79) 
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Folgender Artikel wird eingefügt: 

 

"Artikel 5a 

Sonderbestimmungen aufgrund des Beitritts Kroatiens 

 

(1) Maßnahmen, die zum Zeitpunkt des Beitritts Kroatiens Gegenstand von Kommissions-

beschlüssen über Unterstützung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 des Rates vom 

21. Juni 1999 über ein strukturpolitisches Instrument zur Vorbereitung auf den Beitritt* waren 

und deren Durchführung zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen war, gelten als von 

der Kommission gemäß der vorliegenden Verordnung genehmigt. 

 

Unbeschadet der Absätze 2 bis 5 gelten für die Maßnahmen nach Unterabsatz 1 dieses Absat-

zes die Bestimmungen zur Durchführung von Maßnahmen, die gemäß dieser Verordnung und 

der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 genehmigt wurden. 

 

(2) Vergabeverfahren für Maßnahmen nach Absatz 1, die am Tag des Beitritts bereits 

Gegenstand einer Ausschreibung im Amtsblatt der Europäischen Union waren, werden gemäß 

den in der Ausschreibung enthaltenen Regeln durchgeführt. Artikel 165 der Verordnung (EG, 

Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den 

Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften** findet keine Anwendung. 
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Vergabeverfahren für Maßnahmen nach Absatz 1, die am Tag des Beitritts noch nicht Gegen-

stand einer Ausschreibung im Amtsblatt der Europäischen Union waren, werden gemäß den 

Verträgen oder den auf Grundlage der Verträge erlassenen Rechtsakten sowie gemäß Artikel 9 

der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 durchgeführt. 

 

(3) Zahlungen, die die Kommission im Rahmen einer Maßnahme nach Absatz 1 tätigt, 

gelten als Beitrag des Fonds im Rahmen dieser Verordnung. 

 

Zahlungen, die die Kommission im Rahmen einer Maßnahme nach Absatz 1 tätigt, werden der 

ältesten offenen Mittelbindung zunächst gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 und 

danach gemäß dieser Verordnung und der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 zugeordnet. 

 

Für Zwischenzahlungen oder die Zahlung des Restbetrags gelten die Voraussetzungen gemäß 

Anhang II Artikel D Absatz 2 Buchstaben b bis d sowie Absätze 3 bis 5 der Verordnung (EG) 

Nr. 1164/94. 

 

(4) Für die in Absatz 1 genannten Maßnahmen gelten – außer in ordnungsgemäß begrün-

deten Fällen, über die die Kommission auf Antrag Kroatiens befindet – weiterhin die in der 

Verordnung (EG) Nr. 1267/1999 oder speziell in einschlägigen Finanzierungsvereinbarungen 

festgelegten Vorschriften über die Förderfähigkeit der Ausgaben. 
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(5) Werden Maßnahmen erforderlich, um den Übergang Kroatiens von der Vorbeitritts-

regelung zu der Regelung, die sich aus der Anwendung dieses Artikels ergibt, zu erleichtern, 

so werden die erforderlichen Maßnahmen von der Kommission erlassen. 

_____________________________ 
* ABl. L 161 vom 26.6.1999, S. 73. 
** ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1." 

 

8. UMWELT  

 

1. 32003 L 0087: Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Oktober 2003 über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in 

der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275 vom 

25.10.2003, S. 32) 

 

a) In Artikel 9 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

 

 "Die gemeinschaftsweite Menge der Zertifikate wird infolge des Beitritts Kroatiens 

lediglich um die Menge der Zertifikate erhöht, die Kroatien gemäß Artikel 10 Absatz 1 

versteigern muss." 

 

b) In Anhang IIa wird nach dem Eintrag für Spanien Folgendes eingefügt: 

 

"Kroatien 26 %" 
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2. 32009 D 0406: Entscheidung Nr. 406/2009/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 23. April 2009 über die Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur Reduktion ihrer Treib-

hausgasemissionen mit Blick auf die Erfüllung der Verpflichtungen der Gemeinschaft zur 

Reduktion der Treibhausgasemissionen bis 2020 (ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 136) 

 

In Anhang II wird nach dem Eintrag für Frankreich Folgendes eingefügt: 

 

"Kroatien 11 %" 

 

 

________________________ 
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ANHANG IV 

 

 

Liste nach Artikel 16 der Beitrittsakte: Sonstige ständige Bestimmungen 

 

 

1. SCHUTZ DER RECHTE DES GEISTIGEN EIGENTUMS 

 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union – Dritter Teil Titel II – Der freie 

Warenverkehr 

 

 

SPEZIELLER MECHANISMUS 

 

In Bezug auf Kroatien kann sich der Inhaber bzw. der Begünstigte des Inhabers eines Patents oder 

eines Ergänzenden Schutzzertifikats für ein Arzneimittel, das in einem Mitgliedstaat zu einem 

Zeitpunkt beantragt wurde, als ein Patent bzw. Schutzzertifikat für das Erzeugnis in Kroatien nicht 

erlangt werden konnte, auf die durch das Patent bzw. das Ergänzende Schutzzertifikat begründeten 

Rechte berufen, um zu verhindern, dass das Erzeugnis in dem Mitgliedstaat bzw. den Mitglied-

staaten, in dem bzw. denen das betreffende Erzeugnis durch ein Patent oder Ergänzendes Schutz-

zertifikat geschützt ist, eingeführt und in den Verkehr gebracht wird, auch dann, wenn das Erzeug-

nis in Kroatien erstmalig vom Inhaber oder mit Einwilligung des Inhabers in den Verkehr gebracht 

wurde. 

 

Jede Person, die beabsichtigt, ein unter Absatz 1 fallendes Arzneimittel in einen Mitgliedstaat, in 

dem das Arzneimittel durch ein Patent oder ein ergänzendes Schutzzertifikat geschützt ist, einzu-

führen oder dort zu vermarkten, muss gegenüber den zuständigen Behörden in ihrem Antrag für die 

betreffende Einfuhr nachweisen, dass der Inhaber dieser Schutzrechte oder dessen Begünstigter 

einen Monat im Voraus unterrichtet wurde. 
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2. WETTBEWERBSPOLITIK 

 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union – Dritter Teil Titel VII Kapitel 1 – 

Wettbewerbsregeln 

 

1. Die folgenden Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen, die in Kroatien vor dem Tag des Bei-

tritts durchgeführt worden und auch nach diesem Tag noch anwendbar sind, gelten als zum 

Tag des Beitritts bestehende Beihilfen im Sinne des Artikels 108 Absatz 1 AEUV: 

 

a) Beihilfenmaßnahmen, die vor dem 1. März 2002 eingeführt worden sind; 

 

b) Beihilfemaßnahmen, die in der Anlage zu diesem Anhang aufgeführt sind; 

 

c) Beihilfemaßnahmen, die vor dem Tag des Beitritts von der kroatischen Wettbewerbs-

behörde überprüft und als mit dem Besitzstand der Union vereinbar beurteilt wurden und 

gegen die die Kommission keine Einwände aufgrund schwerwiegender Bedenken 

hinsichtlich der Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Binnenmarkt gemäß dem in 

Nummer 2 vorgesehenen Verfahren erhoben hat. 

 

Nach dem Tag des Beitritts weiterhin anzuwendende Maßnahmen, die staatliche Beihilfen 

darstellen und nicht die vorstehend genannten Voraussetzungen erfüllen, sind zum Tag des 

Beitritts für die Zwecke der Anwendung von Artikel 108 Absatz 3 AEUV als neue Beihilfen 

anzusehen. 
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Die genannten Bestimmungen gelten nicht für Beihilfen zugunsten von Tätigkeiten im Zusam-

menhang mit der Herstellung, Verarbeitung oder Vermarktung von Erzeugnissen, die in 

Anhang I des EUV und AEUV aufgeführt sind. 

 

2. Sofern Kroatien wünscht, dass die Kommission eine Beihilfemaßnahme nach dem in Num-

mer 1 Buchstabe c beschriebenen Verfahren prüft, übermittelt es der Kommission regelmäßig 

Folgendes: 

 

a) eine Liste der bestehenden Beihilfemaßnahmen, die von der kroatischen Wettbewerbs-

behörde bewertet und von ihr als mit dem Besitzstand der Union vereinbar erachtet 

wurden, sowie 

 

b) jede sonstige Information, die für die Bewertung der Vereinbarkeit der zu prüfenden 

Beihilfemaßnahmen mit dem Besitzstand wesentlich ist. 

 

Dabei folgt es dem von der Kommission vorgegebenen Format für diese konkrete Bericht-

erstattung. 

 

Erhebt die Kommission innerhalb von drei Monaten nach dem Eingang der vollständigen 

Informationen zu der bestehenden Beihilfemaßnahme oder nach dem Eingang einer Erklärung 

Kroatiens, in der es der Kommission mitteilt, dass es die gelieferten Informationen für voll-

ständig erachtet, da die angeforderte zusätzliche Information nicht verfügbar ist oder bereits 

geliefert wurde, keine Einwände gegen die Maßnahme aufgrund schwerwiegender Bedenken 

hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt, so wird davon ausgegangen, dass sie 

keine Einwände erhoben hat. 
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Auf alle vor dem Tag des Beitritts nach dem Verfahren der Nummer 1 Buchstabe c der Kom-

mission mitgeteilten Beihilfemaßnahmen findet das vorstehend genannte Verfahren Anwen-

dung, ungeachtet der Tatsache, dass Kroatien während des Überprüfungszeitraums Mitglied 

der Union geworden ist. 

 

3. Eine Entscheidung der Kommission, Einwände gegen eine Maßnahme nach Nummer 1 Buch-

stabe c zu erheben, gilt als Entscheidung über die Eröffnung des förmlichen Prüfverfahrens im 

Sinne der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. März 1999 über besondere Vor-

schriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags1 (jetzt Artikel 108 AEUV). 

 

Ergeht eine solche Entscheidung vor dem Tag des Beitritts, so wird die Entscheidung erst zum 

Tag des Beitritts wirksam. 

 

 

                                                 
1 ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1. 
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3. LANDWIRTSCHAFT 

 

a) Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union – Dritter Teil Titel III – Die Land-

wirtschaft und die Fischerei 

 

1. Von Kroatien zum Zeitpunkt des Beitritts gehaltene öffentliche Bestände, die auf die 

Marktstützungspolitik Kroatiens zurückzuführen sind, werden von der Union zu einem 

Wert übernommen, der sich aus der Anwendung von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d 

und Anhang VIII der Verordnung (EG) Nr. 884/2006 der Kommission vom 21. Juni 

2006 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates 

hinsichtlich der Finanzierung der Interventionsmaßnahmen der öffentlichen Lagerhal-

tung durch den Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und der 

Verbuchung der Maßnahmen der öffentlichen Lagerhaltung durch die Zahlstellen der 

Mitgliedstaaten1 ergibt. Diese Bestände werden nur unter der Bedingung übernommen, 

dass in der Union öffentliche Interventionsmaßnahmen für die betreffenden Erzeugnisse 

durchgeführt werden und dass die Bestände die Anforderungen der Union für die Inter-

vention erfüllen. 

 

2. Für alle am Tag des Beitritts Kroatiens im freien Verkehr befindlichen Bestände, ob 

private oder öffentliche, die über die Menge der als normal anzusehenden Übertrags-

bestände hinausgehen, wird eine Zahlung Kroatiens zugunsten des Gesamthaushalts-

plans der Europäischen Union fällig. 

 

                                                 
1 ABl. L 171 vom 23.6.2006, S. 35, und ABl. L 326 M vom 10.12.2010, S. 70. 
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Bei der Festlegung des Betrags ist den im Zusammenhang mit den Auswirkungen der Über-

schussbestände auf die Märkte für Agrarerzeugnisse entstehenden Kosten Rechnung zu 

tragen. 

 

Der Umfang der Überschussbestände wird für jedes Erzeugnis unter Berücksichtigung der 

Merkmale des jeweiligen Erzeugnisses und der jeweiligen Märkte sowie der für sie geltenden 

Rechtsvorschriften der Union ermittelt. 

 

3. Die in Absatz 1 genannten Bestände werden von der die normalen Übergangsbestände über-

steigenden Menge abgezogen. 

 

4. Die Kommission setzt die in den Absätzen 1 bis 3 beschriebene Regelung nach dem Verfah-

ren im Sinne des Artikels 41 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom 

21. Juni 2005 über die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik1 oder gegebenenfalls 

nach dem Verfahren im Sinne des Artikels 195 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 

des Rates oder nach den in den geltenden Rechtsvorschriften hierfür vorgesehenen Aus-

schussverfahren um und wendet sie an. 

 

                                                 
1 ABl. L 209 vom 11.8.2005, S. 1. 
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b) Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union – Dritter Teil Titel VII Kapitel 1 – 

Wettbewerbsregeln 

 

Unbeschadet der Verfahren für bestehende Beihilfen nach Artikel 108 AEUV werden die in 

Kroatien vor dem Beitritt durchgeführten und nach dem Beitritt weiterhin anwendbaren 

Beihilferegelungen und Einzelbeihilfen zugunsten von Tätigkeiten im Zusammenhang mit der 

Herstellung von und dem Handel mit in Anhang I des EUV und des AEUV (mit Ausnahme 

von Erzeugnissen und Verarbeitungserzeugnissen der Fischerei) aufgeführten Erzeugnissen 

unter nachstehenden Bedingungen als bestehende Beihilfen im Sinne des Artikels 108 

Absatz 1 AEUV betrachtet: 

 

– Die Beihilfemaßnahmen werden der Kommission innerhalb eines Zeitraums von vier 

Monaten ab dem Tag des Beitritts mitgeteilt. Diese Mitteilung enthält Angaben zur 

Rechtsgrundlage für jede einzelne Maßnahme. Bestehende Beihilfemaßnahmen und 

Pläne zur Gewährung oder Änderung von Beihilfen, die der Kommission vor dem Tag 

des Beitritts mitgeteilt werden, gelten als zum Tag des Beitritts mitgeteilt. Die Kommis-

sion veröffentlicht eine Liste derartiger Beihilfen. 

 

Diese Beihilfemaßnahmen werden für einen Zeitraum von drei Jahren ab dem Tag des Bei-

tritts als "bestehende" Beihilfen im Sinne des Artikels 108 Absatz 1 AEUV betrachtet. 

 

Innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren ab dem Tag des Beitritts ändert Kroatien erforder-

lichenfalls diese Beihilfemaßnahmen, damit sie mit den Leitlinien der Kommission in Ein-

klang gebracht werden. Danach wird jede Beihilfe, die als nicht mit den genannten Leitlinien 

vereinbar angesehen wird, als neue Beihilfe betrachtet. 
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4. FISCHEREI 

 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union – Dritter Teil Titel VII Kapitel 1 – 

Wettbewerbsregeln 

 

Unbeschadet der Verfahren für bestehende Beihilfen nach Artikel 108 AEUV werden die in Kroa-

tien vor dem Beitritt durchgeführten und nach dem Beitritt weiterhin anwendbaren Beihilferegelun-

gen und Einzelbeihilfen zugunsten von Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Herstellung von und 

dem Handel mit in Anhang I des EUV und des AEUV genannten Erzeugnissen und Verarbeitungs-

erzeugnissen der Fischerei unter nachstehenden Bedingungen als bestehende Beihilfen im Sinne des 

Artikels 108 Absatz 1 AEUV betrachtet: 

 

– Die Beihilfemaßnahmen werden der Kommission innerhalb eines Zeitraums von vier Mona-

ten ab dem Tag des Beitritts mitgeteilt. Die betreffende Mitteilung enthält Angaben zur 

Rechtsgrundlage für jede einzelne Maßnahme. Bestehende Beihilfemaßnahmen und Pläne zur 

Gewährung oder Änderung von Beihilfen, die der Kommission vor dem Tag des Beitritts 

mitgeteilt wurden, gelten als am Tag des Beitritts mitgeteilt. Die Kommission veröffentlicht 

eine Liste derartiger Beihilfen. 

 

Diese Beihilfemaßnahmen werden für einen Zeitraum von drei Jahren ab dem Tag des Bei-

tritts als "bestehende" Beihilfen im Sinne des Artikels 108 Absatz 1 AEUV betrachtet. 

 

Innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren ab dem Tag des Beitritts ändert Kroatien erforder-

lichenfalls diese Beihilfemaßnahmen, damit sie mit den Leitlinien der Kommission in Ein-

klang gebracht werden. Danach wird jede Beihilfe, die als nicht mit den genannten Leitlinien 

vereinbar angesehen wird, als neue Beihilfe betrachtet. 
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5. ZOLLUNION 

 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union – Dritter Teil Titel II – Der freie Waren-

verkehr – Kapitel 1 – Die Zollunion 

 

31992 R 2913: Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung 

des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1) 

 

31993 R 2454: Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durch-

führungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zoll-

kodex der Gemeinschaften (ABl. L 253 vom 11.10.1993, S. 1) 

 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates und die Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der 

Kommission gelten in Kroatien nach Maßgabe der folgenden besonderen Bestimmungen: 
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NACHWEIS DES UNIONSCHARAKTERS (HANDEL INNERHALB DER ERWEITERTEN 

UNION) 

 

1. Ungeachtet des Artikels 20 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates sind Waren, die 

am Tag des Beitritts in vorübergehender Verwahrung sind oder in der erweiterten Union unter 

eine bzw. unter eines der unter Artikel 4 Nummer 15 Buchstabe b und Nummer 16 Buchsta-

ben b bis h dieser Verordnung genannten zollrechtlichen Bestimmungen bzw. Zollverfahren 

fallen oder nach der Ausfuhrzollabfertigung in der erweiterten Union transportiert werden, bei 

der Anmeldung zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr in der erweiterten Union 

von Zöllen und anderen Zollmaßnahmen befreit, sofern eine der folgenden Unterlagen vorge-

legt wird: 

 

a) ein Präferenzursprungsnachweis, der vor dem Tag des Beitritts gemäß dem Stabilisie-

rungs- und Assoziierungsabkommen ordnungsgemäß ausgestellt oder ausgefertigt 

wurde; 

 

b) einer der Nachweise des Unionscharakters gemäß Artikel 314c der Verordnung (EWG) 

Nr. 2454/93 der Kommission; 

 

c) ein vor dem Beitritt in einem derzeitigen Mitgliedstaat oder in Kroatien ausgestelltes 

Carnet ATA. 
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2. Für die Zwecke der Ausstellung der in Absatz 1 Buchstabe b genannten Nachweise bezeich-

net – unter Hinweis auf die Lage zum Tag des Beitritts und zusätzlich zu den Bestimmungen 

des Artikels 4 Absatz 7 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates – der Ausdruck 

"Gemeinschaftswaren" 

 

 Waren, die unter Voraussetzungen, die mit denen des Artikels 23 der Verordnung 

(EWG) Nr. 2913/92 des Rates identisch sind, vollständig im Gebiet Kroatiens gewon-

nen worden sind, ohne dass ihnen aus anderen Ländern oder Gebieten eingeführte 

Waren hinzugefügt wurden, 

 

 aus anderen Ländern oder Gebieten als Kroatien eingeführte Waren, die in den zoll-

rechtlich freien Verkehr Kroatiens übergeführt worden sind, oder 

 

 Waren, die in Kroatien entweder ausschließlich unter Verwendung von in dem zweiten 

Gedankenstrich genannten Waren oder unter Verwendung von in den ersten beiden 

Gedankenstrichen genannten Waren gewonnen oder hergestellt worden sind. 

 

3. Für die Zwecke der Überprüfung des in Absatz 1 Buchstabe a genannten Nachweises gelten 

die Bestimmungen des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens über die Definition des 

Begriffs "Erzeugnisse mit Ursprung in" oder "Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden 

der Zusammenarbeit der Verwaltungen. Anträge auf nachträgliche Überprüfung solcher 

Nachweise werden von den zuständigen Zollbehörden der derzeitigen Mitgliedstaaten und 

Kroatiens während eines Zeitraums von drei Jahren ab der Ausstellung oder Ausfertigung des 

betreffenden Ursprungsnachweises angenommen und können von diesen Behörden während 

eines Zeitraums von drei Jahren nach der Annahme des für eine Anmeldung zum freien Ver-

kehr abgegebenen Ursprungsnachweises gestellt werden. 
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NACHWEIS DES PRÄFERENZURSPRUNGS (HANDEL MIT DRITTLÄNDERN 

EINSCHLIESSLICH DER TÜRKEI IM RAHMEN DER PRÄFERENZABKOMMEN 

BETREFFEND LANDWIRTSCHAFT, KOHLE UND STAHLERZEUGNISSE) 

 

4. Unbeschadet der Anwendung etwaiger Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen Handels-

politik werden Ursprungsnachweise, die ordnungsgemäß von Drittländern ausgestellt oder im 

Rahmen von Präferenzabkommen Kroatiens mit diesen Drittländern ausgefertigt worden sind, 

in Kroatien anerkannt, sofern 

 

a) die Erlangung des Ursprungs die Zollpräferenzbehandlung auf der Grundlage der Zoll-

präferenzmaßnahmen bewirkt, die in von der Union mit oder in Bezug auf diese Dritt-

länder oder Gruppen von Drittländern geschlossenen Abkommen oder Vereinbarungen 

nach Artikel 20 Absatz 3 Buchstaben d und e der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des 

Rates enthalten sind, 

 

b) der Ursprungsnachweis und die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem Bei-

tritt ausgestellt oder ausgefertigt worden sind und 

 

c) der Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten 

ab dem Tag des Beitritts vorgelegt wird. 
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 Wurden Waren vor dem Tag des Beitritts in Kroatien zur Überführung in den freien Verkehr 

angemeldet, so kann der Ursprungsnachweis, der nach den in Kroatien zum Zeitpunkt der 

Überführung in den freien Verkehr geltenden Präferenzabkommen rückwirkend ausgestellt 

oder ausgefertigt worden ist, auch in Kroatien angenommen werden, sofern ein solcher 

Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten ab dem 

Tag des Beitritts vorgelegt wird. 

 

5. Kroatien ist befugt, die Bewilligungen, mit denen im Rahmen von Abkommen mit Dritt-

ländern der Status als "ermächtigte Ausführer" gewährt wurde, aufrechtzuerhalten, sofern 

 

a) auch die von der Union mit oder in Bezug auf diese Drittländer oder Gruppen von Dritt-

ländern geschlossenen Abkommen oder Vereinbarungen vor dem Tag des Beitritts mit 

der Union geschlossenen Abkommen eine solche Bestimmung enthalten und 

 

b) die ermächtigten Ausführer die in diesen Abkommen oder Vereinbarungen vorgese-

henen Ursprungsregeln anwenden. 

 

Diese Bewilligungen müssen von Kroatien bis spätestens innerhalb eines Jahres ab dem Tag des 

Beitritts durch neue, nach den Unionsvorschriften erteilte Bewilligungen ersetzt werden. 
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6. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 4 genannten Nachweise gelten die Bestim-

mungen der einschlägigen Abkommen oder Vereinbarungen über die Definition des Begriffs 

"Erzeugnisse mit Ursprung in" oder "Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der 

Zusammenarbeit der Verwaltungen. Anträge auf nachträgliche Überprüfung solcher Nach-

weise werden von den zuständigen Zollbehörden der derzeitigen Mitgliedstaaten und Kroa-

tiens während eines Zeitraums von drei Jahren nach der Ausstellung oder Ausfertigung des 

betreffenden Ursprungsnachweises angenommen und können von diesen Behörden während 

eines Zeitraums von drei Jahren nach der Annahme des für eine Anmeldung zum freien 

Verkehr abgegebenen Ursprungsnachweises gestellt werden. 

 

7. Unbeschadet der Anwendung etwaiger Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen Handels-

politik werden Ursprungsnachweise, die rückwirkend von Drittländern im Rahmen der von 

der Union mit diesen oder in Bezug auf diese Drittländer geschlossenen bzw. erlassenen 

Präferenzabkommen oder -vereinbarungen ausgestellt oder ausgefertigt worden sind, in 

Kroatien für die Überführung von Waren in den freien Verkehr angenommen, die am Tag des 

Beitritts in einem der betreffenden Drittländer oder in Kroatien befördert werden oder sich in 

vorübergehender Verwahrung oder in einem Zolllager oder einer Freizone befinden, sofern 

zwischen Kroatien und dem Drittland für die betreffenden Erzeugnisse zum Zeitpunkt der 

Ausstellung der Beförderungsdokumente kein geltendes Handelsabkommen besteht und 

sofern 

 

a) die Erlangung des Ursprungs die Zollpräferenzbehandlung auf der Grundlage der Zoll-

präferenzmaßnahmen bewirkt, die in von der Union mit oder in Bezug auf Drittländer 

oder Gruppen von Drittländer geschlossenen bzw. erlassenen Abkommen oder Verein-

barungen gemäß Artikel 20 Absatz 3 Buchstaben d und e der Verordnung (EWG) 

Nr. 2913/92 des Rates enthalten sind, 

 

BGBl. III - Ausgegeben am 28. Juni 2013 - Nr. 171 162 von 251

www.ris.bka.gv.at



 

 
TR/EU/HR/ACT/Anhang IV/de 15 

b) die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem Beitritt ausgestellt worden sind 

und 

 

c) der rückwirkend ausgestellte oder ausgefertigte Ursprungsnachweis den Zollbehörden 

innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten ab dem Tag des Beitritts vorgelegt wird. 

 

8. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 7 genannten Nachweise gelten die Bestim-

mungen der einschlägigen Abkommen oder Vereinbarungen über die Definition des Begriffs 

"Erzeugnisse mit Ursprung in" oder "Ursprungserzeugnisse" und die Methoden der Zusam-

menarbeit der Verwaltungen. 

 

 

NACHWEIS DES CHARAKTERS NACH MASSGABE DER BESTIMMUNGEN ÜBER DEN 

FREIEN WARENVERKEHR MIT INDUSTRIEERZEUGNISSEN IM RAHMEN DER 

ZOLLUNION EU-TÜRKEI 

 

9. Ursprungsnachweise, die entweder von der Türkei oder Kroatien ausgestellt oder im Rahmen 

von zwischen ihnen geltenden Präferenzhandelsabkommen – die ein Verbot der Zollrück-

vergütung oder der Befreiung von Zöllen auf die betreffenden Waren enthalten – ordnungs-

gemäß ausgefertigt worden sind, werden in den jeweiligen Ländern als Ursprungsnachweis 

nach den Bestimmungen über den freien Verkehr mit Industrieerzeugnissen nach Maßgabe 

des Beschlusses Nr. 1/95 des Assoziationsrates EG-Türkei vom 22. Dezember 1995 über die 

Durchführung der Endphase der Zollunion1 (im Folgenden "Beschluss Nr. 1/95") angenom-

men, sofern 

 

a) der Ursprungsnachweis und die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem Bei-

tritt ausgestellt oder ausgefertigt worden sind und 

 

                                                 
1 ABl. L 35 vom 13.2.1996, S. 1. 
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b) der Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten 

ab dem Tag des Beitritts vorgelegt wird. 

 

Wurden Waren vor dem Tag des Beitritts entweder in der Türkei oder in Kroatien im Rahmen 

der in Unterabsatz 1 genannten Präferenzhandelsabkommen zur Überführung in den freien 

Verkehr angemeldet, so können auch Ursprungsnachweise, die nach Maßgabe dieser Abkom-

men rückwirkend ausgestellt oder ausgefertigt wurden, angenommen werden, sofern sie den 

Zollbehörden innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten ab dem Tag des Beitritts vorgelegt 

werden. 

 

10. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 9 genannten Nachweise gelten die Bestim-

mungen der einschlägigen Präferenzabkommen oder -vereinbarungen über die Definition des 

Begriffs "Erzeugnisse mit Ursprung in" oder "Ursprungserzeugnisse" und die Methoden der 

Zusammenarbeit der Verwaltungen. Anträge auf nachträgliche Überprüfung solcher Nach-

weise werden von den zuständigen Zollbehörden der derzeitigen Mitgliedstaaten und Kroa-

tiens während eines Zeitraums von drei Jahren nach der Ausstellung oder Ausfertigung des 

betreffenden Ursprungsnachweises angenommen und können von diesen Behörden während 

eines Zeitraums von drei Jahren nach der Annahme des für eine Anmeldung zum freien 

Verkehr abgegebenen Ursprungsnachweises gestellt werden. 
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11. Unbeschadet der Anwendung etwaiger Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen Handels-

politik wird eine nach den Bestimmungen über den freien Verkehr mit Industrieerzeugnissen 

ausgestellte Warenverkehrsbescheinigung A.TR, wie im Beschluss Nr. 1/95 niedergelegt, in 

Kroatien für die Überführung von Waren in den freien Warenverkehr, die am Tag des Beitritts 

entweder nach der Ausfuhrzollabfertigung in der Union oder der Türkei befördert werden, in 

der Türkei oder in Kroatien in vorübergehender Verwahrung sind oder dort unter eines der 

unter Artikel 4 Nummer 16 Buchstaben b bis h der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates 

genannten Zollverfahren fallen, angenommen, sofern 

 

a) keiner der in Absatz 9 genannten Ursprungsnachweise für die betreffenden Waren 

vorgelegt wird, 

 

b) die Waren die Voraussetzungen für die Anwendung der Bestimmungen über den freien 

Verkehr mit Industrieerzeugnissen erfüllen, 

 

c) die Beförderungspapiere spätestens am Tag vor dem Beitritt ausgestellt worden sind 

und 

 

d) die Warenverkehrsbescheinigung A.TR den Zollbehörden innerhalb von vier Monaten 

ab dem Tag des Beitritts vorgelegt wird. 
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12. Für die Zwecke der Überprüfung der in Absatz 11 genannten Warenverkehrsbescheinigungen 

A.TR gelten die die Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigung A.TR und die Methoden 

der Zusammenarbeit der Verwaltung betreffenden Bestimmungen des Beschlusses Nr. 1/2006 

des Ausschusses für Zusammenarbeit im Zollwesen EG-Türkei vom 26. Juli 2006 zur Festle-

gung der Durchführungsvorschriften zu dem Beschluss Nr. 1/95 des Assoziationsrates EG–

Türkei1. 

 

 

ZOLLVERFAHREN 

 

13. Die vorübergehende Verwahrung oder die in Artikel 4 Nummer 16 Buchstaben b bis h der 

Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates genannten Zollverfahren, die vor dem Beitritt 

begonnen haben, werden nach den Vorgaben des Unionsrechts beendet oder abgewickelt . 

 

Entsteht bei der Beendigung oder Abwicklung eine Zollschuld, so entspricht der Betrag des 

zu zahlenden Einfuhrzolls dem Betrag, der zu dem Zeitpunkt zugrunde zu legen ist, an dem 

die Zollschuld nach dem Gemeinsamen Zolltarif entsteht, und der gezahlte Betrag wird den 

Eigenmitteln der Union zugerechnet. 

 

                                                 
1  ABl. L 265 vom 26.9.2006, S. 18. 
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14. Die Zolllagerverfahren gemäß den Artikeln 84 bis 90 und 98 bis 113 der Verordnung (EWG) 

Nr. 2913/92 des Rates sowie den Artikeln 496 bis 535 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 

der Kommission gelten für Kroatien vorbehaltlich der folgenden besonderen Bestimmungen: 

 

 Wird der Betrag einer Zollschuld anhand der Beschaffenheit der Einfuhrwaren ermittelt 

und wurde die Anmeldung zur Überführung in das Zollverfahren vor dem Beitritt ange-

nommen, so ergeben sich die zolltarifliche Einreihung, die Menge, der Zollwert und der 

Ursprung der Einfuhrwaren zum Zeitpunkt der Überführung in das Zolllagerverfahren 

aus den Rechtsvorschriften, die am Tag der Annahme der Anmeldung durch die Zoll-

behörden in Kroatien gegolten haben. 

 

15. Die Verfahren für die aktive Veredelung gemäß den Artikeln 84 bis 90 und 114 bis 129 der 

Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates sowie den Artikeln 496 bis 523 und 536 bis 550 

der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission gelten für Kroatien vorbehaltlich der 

folgenden besonderen Bestimmungen: 

 

 Wird der Betrag einer Zollschuld anhand der Beschaffenheit der Einfuhrwaren ermittelt 

und wurde die Anmeldung zur Überführung in das Zollverfahren vor dem Beitritt ange-

nommen, so ergeben sich die zolltarifliche Einreihung, die Menge, der Zollwert und der 

Ursprung der Einfuhrwaren zum Zeitpunkt der Überführung in das Verfahren für die 

vorübergehende Einfuhr aus den Rechtsvorschriften, die am Tag der Annahme der 

Anmeldung durch die Zollbehörden in Kroatien gegolten haben. 
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 Entsteht bei der Beendigung eine Zollschuld, so werden zur Wahrung der Gleich-

behandlung der Inhaber von Bewilligungen in den derzeitigen Mitgliedstaaten und der 

Inhaber von Bewilligungen in Kroatien auf die Einfuhrabgaben, die ab dem Tag des 

Beitritts nach den Unionsvorschriften fällig werden, Ausgleichszinsen gezahlt. 

 

 Wurde die Anmeldung zur aktiven Veredelung im Rahmen eines Verfahrens der Zoll-

rückvergütung angenommen, so erfolgt die Zollrückvergütung nach den Unionsvor-

schriften seitens und zulasten Kroatiens, wenn die Zollschuld, deren Erstattung bean-

tragt wurde, vor dem Beitritt entstanden ist. 

 

16. Die Verfahren für die vorübergehende Einfuhr gemäß den Artikeln 84 bis 90 und 137 bis 144 

der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates sowie den Artikeln 496 bis 523 und 553 

bis 584 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission gelten für Kroatien vorbehalt-

lich der folgenden besonderen Bestimmungen: 

 

 Wird der Betrag einer Zollschuld anhand der Beschaffenheit der Einfuhrwaren ermittelt 

und wurde die Anmeldung zur Überführung in das Zollverfahren vor dem Beitritt ange-

nommen, so ergeben sich die zolltarifliche Einreihung, die Menge, der Zollwert und der 

Ursprung der Einfuhrwaren zum Zeitpunkt der Überführung in das Verfahren für die 

vorübergehende Einfuhr aus den Rechtsvorschriften, die am Tag der Annahme der 

Anmeldung durch die Zollbehörden in Kroatien gegolten haben. 
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 Entsteht bei der Beendigung eine Zollschuld, so werden zur Wahrung der Gleich-

behandlung der Inhaber von Bewilligungen in den derzeitigen Mitgliedstaaten und der 

Inhaber von Bewilligungen in Kroatien auf die Einfuhrabgaben, die ab dem Tag des 

Beitritts nach den Unionsvorschriften fällig werden, Ausgleichszinsen gezahlt. 

 

17. Die Verfahren für die passive Veredelung gemäß den Artikeln 84 bis 90 und 145 bis 160 der 

Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates sowie den Artikeln 496 bis 523 und 585 bis 592 

der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission gelten für Kroatien vorbehaltlich der 

folgenden besonderen Bestimmungen: 

 

 Artikel 591 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission gilt sinn-

gemäß für Güter der vorübergehenden Ausfuhr, die vor dem Tag des Beitritts vorüber-

gehend aus Kroatien ausgeführt wurden. 

 

 

SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

 

18. Genehmigungen, die von Kroatien vor dem Tag des Beitritts für die in Artikel 4 Nummer 16 

Buchstaben d, e und g der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates genannten Zollverfah-

ren oder den Status eines "zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten" nach Artikel 5a Absatz 2 der 

Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates erteilt wurden, bleiben bis zum Ende ihrer Gültig-

keit oder ein Jahr ab dem Tag des Beitritts gültig, je nachdem, welcher Zeitpunkt früher liegt. 
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19. Die Verfahren für das Entstehen einer Zollschuld, die buchmäßige Erfassung und Nacherhe-

bung gemäß den Artikeln 201 bis 232 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates und den 

Artikeln 859 bis 876a der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission gelten für Kroa-

tien vorbehaltlich der folgenden besonderen Bestimmungen: 

 

 Die Nacherhebung erfolgt nach den Vorgaben der Unionsvorschriften. Ist die Zoll-

schuld jedoch vor dem Tag des Beitritts entstanden, so wird die Nacherhebung nach den 

vor dem Beitritt in Kroatien geltenden Vorschriften durch Kroatien und zu seinen 

Gunsten vorgenommen. 

 

20. Die Verfahren für die Erstattung und den Erlass der Abgaben gemäß den Artikeln 235 bis 242 

der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates sowie den Artikeln 877 bis 912 der Verord-

nung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission gelten für Kroatien vorbehaltlich der folgenden 

besonderen Bestimmungen: 

 

 Die Erstattung und der Erlass der Abgaben werden nach den Vorgaben der Unions-

vorschriften vorgenommen. Beziehen sich jedoch die Abgaben, deren Erstattung oder 

Erlass beantragt wird, auf eine vor dem Tag des Beitritts entstandene Zollschuld, so 

werden die Erstattung und der Erlass nach den vor dem Beitritt in Kroatien geltenden 

Vorschriften, durch Kroatien und zu seinen Lasten vorgenommen. 
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Anlage zu ANHANG IV 

 

 

Verzeichnis der bestehenden Beihilfemaßnahmen,  

auf die in Absatz 1 Buchstabe b des Mechanismus für bestehende Beihilfen  

nach Anhang IV Abschnitt 2 ("Wettbewerbspolitik") verwiesen wird 

 

Hinweis: Die in dieser Anlage aufgeführten Beihilfemaßnahmen sind nur insoweit für die 

Zwecke der Anwendung des Systems für bestehende Beihilfen nach Anhang IV 

Abschnitt 2 als bestehende Beihilfen zu betrachten, als sie unter dessen Absatz 1 fallen. 

Registrierungsnummer  

Titel (Originalfassung) 

Datum der Ge-
nehmigung 

durch die kro-
atische Wett-

bewerbs-
behörde 

 

Laufzeit 
MS Nr. Jahr 

HR  1 2011 Zakon o slobodnim zonama (NN 44/96, 
92/05, 85/08) 

17.6.2008 31.12.2016 

HR 3 2011 Zakon o Hrvatskoj radioteleviziji  
(NN 137/10) 

21.10.2010 Unbegrenzt 

HR  4 2011 Odluka o otvorenosti Zračne luke Osijek 
d.o.o. u razdoblju od 2009. do 2013. 
godine, od 20. veljače 2009. i 24. travnja 
2009. 

25.5.2009 31.12.2013 

HR 5 2011 Program financiranja nakladništva od 
2011. do 2013. 

10.2.2011 31.12.2013 

HR  6 2011 Naknadno odobrenje državnih potpora 
poduzetniku Rockwool Adriatic d.o.o. 

30.12.2010 31.12.2015 

HR 9 2011 Zakon o znanstvenoj djelatnosti i 
visokom obrazovanju  

(NN 123/03, 198/03, 105/04, 174/04, 
46/07) 

1.2.2007 31.12. 2014 

HR 10 2011 Odluka o obvezi otvorenosti Zračne luke 
Rijeka d.o.o. za javni zračni promet u 
razdoblju od 2010. do 2014., od 25. 
siječnja 2010. i 3. studenoga 2010. 

10.3.2011 31.12. 2014 

 

 

________________________ 
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ANHANG V 

 

 

Liste nach Artikel 18 der Beitrittsakte: Übergangsmaßnahmen 

 

 

1. FREIER WARENVERKEHR 

 

32001 L 0083: Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Novem-

ber 2001 zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für Humanarzneimittel (ABl. L 311 vom 

28.11.2001, S. 67) 

 

Abweichend von den Qualitäts-, Sicherheits- und Wirksamkeitsanforderungen gemäß der Richt-

linie 2001/83/EG behalten die Genehmigungen für das Inverkehrbringen für nicht unter Artikel 3 

Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 762/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

31. März 2004 zur Festlegung von Gemeinschaftsverfahren für die Genehmigung und Überwa-

chung von Human- und Tierarzneimitteln und zur Errichtung einer Europäischen Arzneimittel-

Agentur1 fallende, aber in dem (von Kroatien übermittelten) Verzeichnis (in der Anlage zu diesem 

Anhang) aufgeführte Arzneimittel, die vor dem Tag des Beitritts nach kroatischem Recht erteilt 

wurden, ihre Gültigkeit, bis sie entsprechend dem Besitzstand der Union erneuert werden bzw. bis 

zum Ablauf eines Zeitraums von vier Jahren ab dem Zeitpunkt des Beitritts, je nachdem, welches 

Ereignis früher eintritt. 

 

Für die unter diese Ausnahme fallenden Genehmigungen für das Inverkehrbringen wird keine 

gegenseitige Anerkennung in den Mitgliedstaaten gewährt, solange die betreffenden Erzeugnisse 

nicht gemäß der Richtlinie 2001/83/EG zugelassen worden sind. 

 

                                                 
1 ABl. L 136 vom 30.4.2004, S. 1. 
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Die nationalen Genehmigungen für das Inverkehrbringen, die vor dem Beitritt gemäß dem nationa-

len Recht erteilt wurden und nicht unter diese Ausnahme fallen, und alle neuen Genehmigungen des 

Inverkehrbringens müssen ab dem Tag des Beitritts mit der Richtlinie 2001/83/EG übereinstimmen. 

 

 

2. FREIZÜGIGKEIT 

 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

 

31996 L 0071: Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 

1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen 

(ABl. L 18 vom 21.1.1997, S. 1) 

 

32004 L 0038: Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 

2004 über das Recht der Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der 

Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Verordnung (EWG) 

Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 

73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG (ABl. L 158 

vom 30.4.2004, S. 77) 

 

32011 R 0492: Verordnung (EU) Nr. 492/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

5. April 2011 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union (ABl. L 141 vom 

27.5.2011, S. 1) 
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1. Hinsichtlich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer und der Dienstleistungsfreiheit mit vorüber-

gehender Entsendung von Arbeitskräften im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 96/71/EG 

gelten Artikel 45 und Artikel 56 Absatz 1 AEUV zwischen Kroatien einerseits und den der-

zeitigen Mitgliedstaaten andererseits in vollem Umfang nur vorbehaltlich der Übergangs-

bestimmungen der Nummern 2 bis 13. 

 

2. Abweichend von den Artikeln 1 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 und bis zum Ende 

eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Tag des Beitritts werden die derzeitigen Mitglied-

staaten nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen anwenden, um 

den Zugang kroatischer Staatsangehöriger zu ihren Arbeitsmärkten zu regeln. Die derzeitigen 

Mitgliedstaaten können solche Maßnahmen bis zum Ende eines Zeitraums von fünf Jahren 

nach dem Tag des Beitritts weiter anwenden. 

 

Kroatische Staatsangehörige, die am Tag des Beitritts rechtmäßig in einem derzeitigen Mit-

gliedstaat arbeiten und für einen ununterbrochenen Zeitraum von 12 Monaten oder länger zum 

Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats zugelassen waren, haben Zugang zum Arbeitsmarkt dieses 

Mitgliedstaats, aber nicht zum Arbeitsmarkt anderer Mitgliedstaaten, die nationale Maßnah-

men anwenden. 

 

Kroatische Staatsangehörige, die nach dem Beitritt für einen ununterbrochenen Zeitraum von 

12 Monaten oder länger zum Arbeitsmarkt eines derzeitigen Mitgliedstaats zugelassen waren, 

genießen dieselben Rechte. 

 

Die in den Unterabsätzen 2 und 3 genannten kroatischen Staatsangehörigen verlieren die in 

diesen Unterabsätzen genannten Rechte, wenn sie den Arbeitsmarkt des derzeitigen Mitglied-

staats freiwillig verlassen. 
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Kroatischen Staatsangehörigen, die am Tag des Beitritts oder während eines Zeitraums, in 

dem nationale Maßnahmen angewandt werden, rechtmäßig in einem derzeitigen Mitgliedstaat 

arbeiten und weniger als 12 Monate zum Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats zugelassen 

waren, werden die in den Unterabsätzen 2 und 3 genannten Rechte nicht gewährt. 

 

3. Vor Ende eines Zeitraums von zwei Jahren nach dem Tag des Beitritts überprüft der Rat 

anhand eines Berichts der Kommission die Funktionsweise der in Nummer 2 festgelegten 

Übergangsregelungen. 

 

Bei Abschluss dieser Überprüfung und spätestens am Ende eines Zeitraums von zwei Jahren 

nach dem Beitritt teilen die derzeitigen Mitgliedstaaten der Kommission mit, ob sie weiterhin 

nationale oder sich aus bilateralen Vereinbarungen ergebende Maßnahmen anwenden oder ob 

sie künftig die Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 anwenden möchten. Erfolgt 

keine derartige Mitteilung, so gelten die Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011. 

 

4. Auf Ersuchen Kroatiens kann eine weitere Überprüfung vorgenommen werden. Dabei findet 

das unter Nummer 3 genannte Verfahren Anwendung, das innerhalb von sechs Monaten nach 

Erhalt des Ersuchens Kroatiens abzuschließen ist. 
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5. Ein Mitgliedstaat, der am Ende des unter Nummer 2 genannten Zeitraums von fünf Jahren 

nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen beibehält, kann im 

Falle schwerwiegender Störungen seines Arbeitsmarktes oder der Gefahr derartiger Störungen 

nach entsprechender Mitteilung an die Kommission diese Maßnahmen bis zum Ende des 

Zeitraums von sieben Jahren nach dem Tag des Beitritts weiter anwenden. Erfolgt keine 

derartige Mitteilung, so gelten die Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011. 

 

6. Während des Zeitraums von sieben Jahren nach dem Tag des Beitritts werden die Mitglied-

staaten, in denen aufgrund der Nummern 3, 4 oder 5 die Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EU) 

Nr. 492/2011 für kroatische Staatsangehörige gelten und die während dieses Zeitraums Staats-

angehörigen Kroatiens zu Kontrollzwecken Arbeitsgenehmigungen erteilen, dies automatisch 

vornehmen. 

 

7. Die Mitgliedstaaten, in denen aufgrund der Nummern 3, 4 oder 5 die Artikel 1 bis 6 der 

Verordnung (EU) Nr. 492/2011 für kroatische Staatsangehörige gelten, können bis zum Ende 

eines Zeitraums von sieben Jahren nach dem Beitritt die in den Unterabsätzen 2 und 3 dieses 

Absatzes beschriebenen Verfahren anwenden. 
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Wenn einer der in Unterabsatz 1 genannten Mitgliedstaaten auf seinem Arbeitsmarkt Störun-

gen erleidet oder voraussieht, die eine ernstliche Gefährdung des Lebensstandards oder des 

Beschäftigungsstandes in einem bestimmten Gebiet oder Beruf mit sich bringen könnten, so 

unterrichtet dieser Mitgliedstaat die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten darüber und 

übermittelt diesen alle zweckdienlichen Angaben. Der Mitgliedstaat kann die Kommission auf 

der Grundlage dieser Unterrichtung um die Erklärung ersuchen, dass die Anwendung der 

Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 zur Wiederherstellung der normalen Situa-

tion in diesem Gebiet oder Beruf ganz oder teilweise ausgesetzt wird. Die Kommission fasst 

über die Aussetzung und deren Dauer und Geltungsbereich spätestens zwei Wochen, nachdem 

sie mit dem Ersuchen befasst wurde, einen Beschluss und notifiziert dem Rat ihren Beschluss. 

Binnen zwei Wochen nach dem Beschluss der Kommission kann jeder Mitgliedstaat beantra-

gen, dass dieser Beschluss vom Rat rückgängig gemacht oder geändert wird. Der Rat be-

schließt binnen zwei Wochen mit qualifizierter Mehrheit über diesen Antrag. 

 

Ein in Unterabsatz 1 genannter Mitgliedstaat kann in dringenden und außergewöhnlichen 

Fällen die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 aussetzen und 

dies der Kommission unter Angabe von Gründen nachträglich mitteilen. 
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8. Solange die Anwendung der Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 gemäß den 

Nummern 2 bis 5 und 7 ausgesetzt ist, findet Artikel 23 der Richtlinie 2004/38/EG auf Staats-

angehörige der derzeitigen Mitgliedstaaten in Kroatien und auf kroatische Staatsangehörige in 

den derzeitigen Mitgliedstaaten in Bezug auf das Recht der Familienangehörigen von Arbeit-

nehmern, eine Beschäftigung aufzunehmen, unter folgenden Bedingungen Anwendung: 

 

– Der Ehegatte eines Arbeitnehmers und die Verwandten des Arbeitnehmers und des Ehe-

gatten in absteigender Linie, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder 

denen von diesen Unterhalt gewährt wird und die am Tag des Beitritts bei dem Arbeit-

nehmer im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ihren rechtmäßigen Wohnsitz hatten, 

haben nach dem Beitritt sofortigen Zugang zum Arbeitsmarkt dieses Mitgliedstaats. 

Dies gilt nicht für die Familienangehörigen eines Arbeitnehmers, der weniger als 

12 Monate rechtmäßig zu dem Arbeitsmarkt des betreffenden Mitgliedstaates zuge-

lassen war; 

 

– der Ehegatte eines Arbeitnehmers und die Verwandten des Arbeitnehmers und des Ehe-

gatten in absteigender Linie, die das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder 

denen von diesen Unterhalt gewährt wird und die ab einem Zeitpunkt nach dem Beitritt, 

aber während des Zeitraums der Anwendung der oben genannten Übergangsregelungen 

bei dem Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ihren rechtmäßigen Wohn-

sitz hatten, haben Zugang zum Arbeitsmarkt des betreffenden Mitgliedstaats, wenn sie 

mindestens 18 Monate in dem betreffenden Mitgliedstaat ihren Wohnsitz hatten oder ab 

dem dritten Jahr nach dem Beitritt, je nachdem welches Ereignis früher eintritt. 

 

Günstigere nationale Maßnahmen oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnah-

men bleiben von diesen Bestimmungen unberührt. 
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9. Soweit die Vorschriften der Richtlinie 2004/38/EG, mit denen Vorschriften der Richt-

linie 68/360/EWG des Rates vom 15. Oktober 1968 zur Aufhebung der Reise- und Aufent-

haltsbeschränkungen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre Familienangehörigen 

innerhalb der Gemeinschaft 1 übernommen wurden, nicht von den Vorschriften der Verord-

nung (EU) Nr. 492/2011 getrennt werden können, deren Anwendung gemäß den Nummern 2 

bis 5 sowie 7 und 8 aufgeschoben wird, können Kroatien und die derzeitigen Mitgliedstaaten 

in dem Maße, wie es für die Anwendung der Nummern 2 bis 5 sowie 7 und 8 erforderlich ist, 

von diesen Vorschriften abweichen. 

 

10. Werden nationale oder sich aus bilateralen Abkommen ergebende Maßnahmen von den der-

zeitigen Mitgliedstaaten gemäß den oben genannten Übergangsregelungen angewandt, so 

kann Kroatien gleichwertige Maßnahmen gegenüber den Staatsangehörigen des betreffenden 

Mitgliedstaats oder der betreffenden Mitgliedstaaten beibehalten. 

 

11. Jeder derzeitige Mitgliedstaat, der nationale Maßnahmen gemäß den Nummern 2 bis 5 und 7 

bis 9 anwendet, kann im Rahmen seiner nationalen Rechtsvorschriften eine größere Freizügig-

keit einführen als sie am Tag des Beitritts bestand, einschließlich des uneingeschränkten 

Zugangs zum Arbeitsmarkt. Ab dem dritten Jahr nach dem Beitritt kann jeder derzeitige 

Mitgliedstaat, der nationale Maßnahmen anwendet, jederzeit beschließen, stattdessen die 

Artikel 1 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 anzuwenden. Die Kommission wird über 

derartige Beschlüsse unterrichtet. 

 

                                                 
1 ABl. L 257 vom 19.10.1968, S. 13. Zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 2003 

(ABl. L 236 vom 23.9.2003, S. 33) und mit Wirkung vom 30. April 2006 aufgehoben durch 
die Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 158 vom 
30.4.2004, S. 77). 
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12. Um tatsächlichen oder drohenden schwerwiegenden Störungen in bestimmten empfindlichen 

Dienstleistungssektoren auf den Arbeitsmärkten Deutschlands und Österreichs zu begegnen, 

die sich in bestimmten Gebieten aus der länderübergreifenden Erbringung von Dienstleistun-

gen im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 96/71/EG ergeben könnten, können Deutschland 

und Österreich, solange sie aufgrund der vorstehend festgelegten Übergangsbestimmungen 

nationale Maßnahmen oder Maßnahmen aufgrund von bilateralen Vereinbarungen über die 

Freizügigkeit kroatischer Arbeitnehmer anwenden, nach Unterrichtung der Kommission von 

Artikel 56 Absatz 1 AEUV abweichen, um im Bereich der Erbringung von Dienstleistungen 

durch in Kroatien niedergelassene Unternehmen die vorübergehende grenzüberschreitende 

Beschäftigung von Arbeitnehmern einzuschränken, deren Recht, in Deutschland oder Öster-

reich eine Arbeit aufzunehmen, nationalen Maßnahmen unterliegt. 

 

Folgende Dienstleistungssektoren können von dieser abweichenden Regelung betroffen sein: 

 

– in Deutschland:  

Sektor NACE-Code (*), sofern nicht anders angegeben 

Baugewerbe, einschließlich verwandte 

Wirtschaftszweige 

45.1 bis 4; im Anhang der Richtlinie 96/71/EG 

aufgeführte Tätigkeiten 

Reinigung von Gebäuden, Inventar und 

Verkehrsmitteln 

74.70 Reinigung von Gebäuden, Inventar und 

Verkehrsmitteln 

Sonstige Dienstleistungen 74.87 nur Tätigkeiten von Innendekorateuren 

(*) NACE: siehe 31990 R 3037: Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 

9. Oktober 1990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in 

der Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 293 vom 24.10.1990, S. 1). 
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– in Österreich: 

Sektor NACE-Code (*), sofern nicht anders angegeben 

Erbringung von gärtnerischen 

Dienstleistungen  

01.41 

Be- und Verarbeitung von Natursteinen 

a.n.g. 

26.7 

Herstellung von Stahl- und 

Leichtmetallkonstruktionen 

28.11 

Baugewerbe, einschließlich verwandte 

Wirtschaftszweige 

45.1 bis 4; im Anhang der Richtlinie 96/71/EG 

aufgeführte Tätigkeiten 

Schutzdienste 74.60 

Reinigung von Gebäuden, Inventar und 

Verkehrsmitteln 

74.70 

Hauskrankenpflege 85.14 

Sozialwesen a.n.g. 85.32 

(*) NACE: siehe 31990 R 3037: Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 

9. Oktober 1990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in 

der Europäischen Gemeinschaft (ABl. L 293 vom 24.10.1990, S. 1). 

 

In dem Maße, wie Deutschland oder Österreich nach Maßgabe der Unterabsätze 1 und 2 

dieses Absatzes von Artikel 56 Absatz 1 AEUV abweichen, kann Kroatien nach Unterrich-

tung der Kommission gleichwertige Maßnahmen ergreifen. 
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Die Anwendung dieser Nummer darf nicht zu Bedingungen für die vorübergehende Frei-

zügigkeit von Arbeitnehmern im Rahmen der länderübergreifenden Erbringung von Dienst-

leistungen zwischen Deutschland bzw. Österreich und Kroatien führen, die restriktiver sind 

als die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags geltenden Bedingungen. 

 

13. Die Anwendung der Nummern 2 bis 5 und 7 bis 11 darf nicht zu Bedingungen für den Zugang 

kroatischer Staatsangehöriger zu den Arbeitsmärkten der derzeitigen Mitgliedstaaten führen, 

die restriktiver sind, als die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags geltenden 

Bedingungen. 

 

Ungeachtet der Anwendung der Bestimmungen unter den Nummern 1 bis 12 räumen die der-

zeitigen Mitgliedstaaten während der Dauer der Anwendung nationaler oder sich aus bilate-

ralen Vereinbarungen ergebender Maßnahmen Arbeitnehmern, die Staatsangehörige eines 

Mitgliedstaats sind, beim Zugang zu ihren Arbeitsmärkten Vorrang vor Arbeitnehmern ein, 

die Staatsangehörige eines Drittlands sind. 

 

Kroatische Wanderarbeitnehmer und ihre Familien, die rechtmäßig in einem anderen Mit-

gliedstaat ihren Wohnsitz haben und dort arbeiten, oder Wanderarbeitnehmer aus anderen 

Mitgliedstaaten und ihre Familien, die rechtmäßig in Kroatien ihren Wohnsitz haben und dort 

arbeiten, werden nicht restriktiver behandelt als dieselben Personen aus Drittländern, die in 

diesem Mitgliedstaat bzw. Kroatien ihren Wohnsitz haben und dort arbeiten. Darüber hinaus 

dürfen Wanderarbeitnehmer aus Drittländern, die in Kroatien ihren Wohnsitz haben und dort 

arbeiten, gemäß dem Grundsatz der Gemeinschaftspräferenz nicht günstiger behandelt werden 

als kroatische Staatsangehörige. 
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3. FREIER KAPITALVERKEHR 

 

Vertrag über die Europäische Union und 

 

Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

 

Unbeschadet der Verpflichtungen aus den Verträgen, auf die sich die Europäische Union gründet, 

kann Kroatien die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags in seinem Gesetz über 

landwirtschaftlich genutzte Flächen (OG 152/08) enthaltenen Beschränkungen des Erwerbs von 

landwirtschaftlich genutzten Flächen durch Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten, durch Staats-

angehörige der Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) 

und durch juristische Personen, die nach den Gesetzen eines anderen Mitgliedstaats oder eines 

EWR-Staats gegründet wurden, ab dem Tag des Beitritts sieben Jahre lang beibehalten. Jedoch 

dürfen Staatsangehörige eines Mitgliedstaats oder juristische Personen, die nach den Gesetzen eines 

anderen Mitgliedstaats gegründet wurden, beim Erwerb von landwirtschaftlich genutzten Flächen 

auf keinen Fall ungünstiger als am Tag der Unterzeichnung des Beitrittsvertrags oder restriktiver als 

Staatsangehörige oder juristische Personen aus Drittländern behandelt werden. 

 

Selbständige Landwirte mit der Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaats, die sich in Kroa-

tien niederlassen und dort einen Wohnsitz anmelden wollen, dürfen weder den Bestimmungen des 

Absatzes 1 noch anderen Regelungen und Verfahren als denjenigen unterworfen werden, die für 

kroatische Staatsangehörige gelten. 
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Vor Ablauf des dritten Jahres nach dem Tag des Beitritts wird eine allgemeine Überprüfung dieser 

Übergangsmaßnahme vorgenommen. Die Kommission wird dem Rat dazu einen Bericht unterbrei-

ten. Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission einstimmig beschließen, den in Absatz 1 genann-

ten Übergangszeitraum zu verkürzen oder zu beenden. 

 

Wenn es hinreichende Anzeichen dafür gibt, dass nach Ablauf des Übergangszeitraums schwere 

Störungen des Agrargrundstücksmarkts in Kroatien eintreten werden oder zu befürchten sind, so 

beschließt die Kommission auf Antrag Kroatiens über eine Verlängerung des Übergangszeitraums 

um drei Jahre. Diese Verlängerung kann auf ausgewählte geografische Gebiete, die besonders 

betroffen sind, beschränkt werden. 

 

4. LANDWIRTSCHAFT 

 

I. ÜBERGANGSMASSNAHMEN FÜR KROATIEN 

 

1. 32001 L 0113: Richtlinie 2001/113/EG des Rates vom 20. Dezember 2001 über Konfitüren, 

Gelees, Marmeladen und Maronenkrem für die menschliche Ernährung (ABl. L 10 vom 

12.1.2002, S. 67) 

 

Abweichend von der Verpflichtung nach Artikel 8 ist die Vermarktung von Erzeugnissen mit 

den Verkehrsbezeichnungen "domaća marmelada" und "ekstra domaća marmelada" auf dem 

kroatischen Markt zugelassen, bis die am Tag des Beitritts vorhandenen Bestände abgebaut 

sind. 
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2. 32006 R 0510: Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 20. März 2006 zum Schutz von 

geografischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel 

(ABl. L 93 vom 31.3.2006, S. 12, und ABl. L 335 M vom 13.12.2008, S. 213) 

 

a) Artikel 5 Absatz 8 Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung: 

 

"Bulgarien, Rumänien und Kroatien erlassen die genannten Rechts- oder Verwaltungs-

vorschriften spätestens ein Jahr nach dem jeweiligen Tag des Beitritts." 

 

b) Artikel 5 Absatz 11 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

 

"(11) Für Bulgarien, Rumänien und Kroatien kann der am jeweiligen Tag des Beitritts 

bestehende nationale Schutz von geografischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen 

von dem jeweiligen Tag des Beitritts an zwölf Monate lang weiter bestehen." 
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3. 32007 R 1234: Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 22. Oktober 2007 über eine 

gemeinsame Organisation der Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land-

wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche GMO) (ABl. L 299 vom 

16.11.2007, S. 1) 

 

a) In Artikel 118m wird folgender Absatz angefügt: 

 

"(5) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 darf Kroatien Weine mit der Bezeichnung 

'Mlado vino portugizac' in Kroatien in Verkehr bringen und in Drittländer ausführen, bis 

die am Tag des Beitritts bestehenden Bestände abgebaut sind. Kroatien richtet eine 

computergestützte Datenbank mit Angaben zu den am Tag des Beitritts bestehenden 

Beständen ein und stellt sicher, dass diese Bestände geprüft und der Kommission 

gemeldet werden." 

 

b) In Artikel 118s wird folgender Absatz angefügt: 

 

"(5) Die in Amtsblatt C 116 vom 14. April 2011 veröffentlichten Weinnamen werden 

für Kroatien nach der vorliegenden Verordnung geschützt, sofern das Ergebnis des 

Einspruchsverfahrens dem nicht entgegensteht. Die Kommission führt sie in dem in 

Artikel 118n vorgesehenen Register auf. 
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Die Absätze 2 bis 4 dieses Artikels gelten unter folgenden Bedingungen: Die Frist 

gemäß Absatz 3 beträgt ein Jahr ab dem Tag des Beitritts Kroatiens. Die Frist gemäß 

Absatz 4 beträgt vier Jahre ab dem Tag des Beitritts Kroatiens." 

 

4. 32009 R 0073: Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsa-

men Regeln für Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimm-

ten Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Änderung der 

Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr. 378/2007 sowie zur Aufhe-

bung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 (ABl. L 30 vom 31.1.2009, S. 16) 

 

a) Abweichend von der in Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 festgeleg-

ten Pflicht zur Erfüllung der Grundanforderungen an die Betriebsführung nach An-

hang II der genannten Verordnung beziehen Betriebsinhaber in Kroatien, die Direktzah-

lungen erhalten, die in Anhang II Buchstaben A, B und C festgelegten Grundanforde-

rungen an die Betriebsführung nach dem folgenden Zeitplan in den Geltungsbereich der 

Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen ("Cross-Compliance") ein: ab dem 1. Januar 

2014 für Buchstabe A, ab dem 1. Januar 2016 für Buchstabe B und ab dem 1. Januar 

2018 für Buchstabe C. 
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b) Die folgende Kapitelüberschrift und der folgende Artikel werden in Titel V der Verord-

nung (EG) Nr. 73/2009 nach Kapitel 1 eingefügt:  

 

"KAPITEL 1a 

Betriebsprämienregelung 

 

Artikel 121a 

Betriebsprämienregelung in Kroatien 

 

Für Kroatien ist die Anwendung der Artikel 4, 5, 23, 24 und 25 bis zum 31. Dezember 

2013 fakultativ, soweit sich diese Bestimmungen auf die Grundanforderungen an die 

Betriebsführung beziehen. Ab dem 1. Januar 2014 müssen Betriebsinhaber, die Zahlun-

gen im Rahmen der Betriebsprämienregelung in Kroatien beziehen, die Grundanforde-

rungen an die Betriebsführung nach Anhang II gemäß dem folgenden Zeitplan erfüllen: 

 

a) Die Anforderungen gemäß Anhang II Buchstabe A gelten ab dem 1. Januar 2014; 

 

b) die Anforderungen gemäß Anhang II Buchstabe B gelten ab dem 1. Januar 2016; 

 

c) die Anforderungen gemäß Anhang II Buchstabe C gelten ab dem 1. Januar 2018." 
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II. VORÜBERGEHENDES ZOLLKONTINGENT FÜR ROHZUCKER ZUR RAFFINATION 

 

Für Kroatien wird für einen Zeitraum von bis zu drei Wirtschaftsjahren nach seinem Beitritt eine 

erga omnes geltende jährliche autonome Einfuhrquote von 40 000 t rohem Rohrzucker zur Raffina-

tion mit einem Einfuhrzollsatz von 98,00 EUR/t vorbehalten. Sollten Verhandlungen mit anderen 

Mitgliedern der Welthandelsorganisation gemäß Artikel XXIV.6 des Allgemeinen Zoll- und 

Handelsabkommens über Ausgleichsanpassungen aufgrund des Beitritts Kroatiens dazu führen, 

dass vor Ablauf der Übergangsfrist Ausgleichsquoten für Zucker eröffnet werden, so wird die 

Quote von 40 000 t für Kroatien zum Zeitpunkt der Eröffnung der Ausgleichsquoten für Zucker 

ganz oder teilweise aufgehoben. Die Kommission erlässt die erforderlichen Durchführungs-

vorschriften entsprechend dem Verfahren nach Artikel 195 Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 1234/2007 des Rates in Verbindung mit Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 

Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates. 
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III. DIREKTZAHLUNGEN – BEFRISTETE MASSNAHMEN FÜR KROATIEN 

 

Voraussetzung für die Erstattung von Direktzahlungen, die Betriebsinhabern für das Jahr 2013 

gewährt werden, ist, dass Kroatien vor dem Beitritt Vorschriften anwendet, die mit den Vorschriften 

identisch sind, die in der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 und in der Verordnung (EG) Nr. 1120/2009 

der Kommission vom 29. Oktober 2009 mit Durchführungsbestimmungen zur Betriebsprämien-

regelung gemäß Titel III der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates mit gemeinsamen Regeln für 

Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelun-

gen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe1, der Verordnung (EG) Nr. 1121/2009 der Kommis-

sion vom 29. Oktober 2009 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 

des Rates hinsichtlich der Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe nach den 

Titeln IV und V der Verordnung2 und der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom 

30. November 2009 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates 

hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten 

Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stützungsregelungen für Inhaber landwirtschaft-

licher Betriebe gemäß der genannten Verordnung und mit Durchführungsbestimmungen zur 

Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im 

Rahmen der Stützungsregelung für den Weinsektor3 für diese Direktzahlungen festgelegt sind. 

 

                                                 
1 ABl. L 316 vom 2.12.2009, S. 1. 
2 ABl. L 316 vom 2.12.2009, S. 27. 
3 ABl. L 316 vom 2.12.2009, S. 65. 
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5. LEBENSMITTELSICHERHEIT SOWIE VETERINÄR- UND PFLANZENSCHUTZ-

POLITIK 

 

I. LEGEHENNEN 

 

31999 L0074: Richtlinie 1999/74/EG des Rates vom 19. Juli 1999 zur Festlegung von Mindest-

anforderungen zum Schutz von Legehennen (ABl. L 203 vom 3.8.1999, S. 53) 

 

Abweichend von Artikel 6 der Richtlinie 1999/74/EG des Rates können – im Falle Kroatiens – 

Legehennen, die sich am Tag des Beitritts in der Legephase befinden, in Käfigen gehalten werden, 

die den strukturellen Anforderungen des genannten Artikels nicht genügen. Kroatien sorgt dafür, 

dass die Verwendung derartiger Käfige spätestens 12 Monate nach dem Beitritt eingestellt wird. 

 

Eier aus solchen nicht ausgestalteten Käfigen dürfen nur auf dem kroatischen Markt in Verkehr 

gebracht werden. Diese Eier und ihre Verpackungen müssen mit einem besonderen Kennzeichen 

deutlich erkennbar gemacht werden, damit die erforderlichen Kontrollen durchgeführt werden 

können. Eine klare Beschreibung dieses besonderen Kennzeichens muss der Kommission spätestens 

ein Jahr vor dem Tag des Beitritts übermittelt werden. 

 

II. BETRIEBE (FLEISCH-, MILCH- UND FISCHERZEUGNISSE SOWIE TIERISCHE 

NEBENPRODUKTE) 

 

32004 R 0852: Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2004 über Lebensmittelhygiene (ABl. L 139 vom 30.4.2004, S. 1) 
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32004 R 0853: Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs (ABl. 

L 139 vom 30.4.2004, S. 55) 

 

32009 R 1269: Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte 

tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (Verordnung 

über tierische Nebenprodukte) (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 1) 

 

1. Die strukturellen Anforderungen nach 

 

a) der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 

 

– Anhang II Kapitel II 

 

b) der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 

 

– Anhang III Abschnitt I Kapitel II und III 

 

– Anhang III Abschnitt II Kapitel II und III 

 

– Anhang III Abschnitt V Kapitel I 

 

c) der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 der Kommission vom 25. Februar 2011 zur Durch-

führung der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des 

Rates mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte 

tierische Nebenprodukte sowie zur Durchführung der Richtlinie 97/78/EG des Rates 

hinsichtlich bestimmter gemäß der genannten Richtlinie1 von Veterinärkontrollen an der 

Grenze befreiter Proben und Waren 

 

– Anhang IV Kapitel I 

                                                 
1 ABl. L 54 vom 26.2.2011, S. 1. 
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– Anhang IX Kapitel I, II und III 

 

– Anhang X Kapitel I und II 

 

– Anhang XIII 

 

gelten unter den nachstehenden Bedingungen bis zum 31. Dezember 2015 nicht für bestimmte 

Betriebe im Fleisch-, Milch- und Fischsektor sowie im Sektor tierische Nebenprodukte in 

Kroatien. 

 

2. Solange für die unter Nummer 1 genannten Betriebe die Nummer 1 gilt, werden Erzeugnisse 

dieser Betriebe nur auf dem kroatischen Markt oder auf dem Markt von Drittländern und 

gemäß den einschlägigen Rechtsvorschriften der Union in Verkehr gebracht oder zur weiteren 

Verarbeitung in Betrieben in Kroatien verwendet, für die ebenfalls die Nummer 1 gilt, und 

zwar unabhängig vom Datum des Inverkehrbringens. 

 

3. Lebensmittel aus den unter Nummer 1 genannten Betrieben müssen ein anderes Genusstaug-

lichkeitszeichen oder Kennzeichen tragen als das in Artikel 5 der Verordnung (EG) 

Nr. 853/2004 genannte. Eine klare Beschreibung der verschiedenen Genusstauglichkeits- oder 

Kennzeichen muss der Kommission spätestens ein Jahr vor dem Tag des Beitritts übermittelt 

werden. 

4. Die Nummern 2 und 3 gelten auch dann für alle Erzeugnisse aus integrierten Fleisch-, Milch- 

oder Fischereibetrieben, wenn ein Teil des Betriebs der Nummer 1 unterliegt. 
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5. Kroatien beobachtet kontinuierlich die Durchführung des nationalen Programms für die 

Modernisierung der Betriebe und legt der Kommission diesbezüglich einen jährlichen Plan für 

die zu erzielenden Fortschritte vor. Kroatien sorgt dafür, dass für jeden dieser Betriebe ein 

individueller Modernisierungsplan, in dem die Stichtage für die Korrekturen zur Anpassung 

an die strukturellen Anforderungen angegeben sind, ausgearbeitet und der Kommission auf 

Anfrage zur Verfügung gestellt wird. 

 

6. Die Kommission erstellt rechtzeitig vor dem Beitritt eine Liste der unter Nummer 1 genannten 

Betriebe. Diese Liste, in der Name und Adresse jedes dieser Betriebe genannt sind, wird 

veröffentlicht. 

 

7. Kroatien sorgt dafür, dass alle Betriebe, die bis zum Zeitpunkt des Beitritts den Besitzstand 

der Union im Bereich der Lebensmittelsicherheit nicht vollständig einhalten, mit Ausnahme 

der Betriebe, für die diese Übergangsmaßnahme gilt, ihre Tätigkeiten einstellen. 

 

8. Durchführungsbestimmungen, die für das reibungslose Funktionieren der Übergangsregelung 

in Bezug auf die Verordnungen (EG) Nr. 852/2004 und Nr. 853/2004 sorgen sollen, können 

nach Artikel 12 Absatz 2 bzw. Artikel 9 Absatz 2 jener Verordnungen erlassen werden. 

 

9. Durchführungsbestimmungen, die für das reibungslose Funktionieren der Übergangsregelung 

in Bezug auf die Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 sorgen sollen, können nach Artikel 52 

Absatz 4 jener Verordnung erlassen werden. 
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III. VERMARKTUNG VON SAATGUT 

 

32002 L 0053: Richtlinie 2002/53/EG des Rates vom 13. Juni 2002 über einen gemeinsamen 

Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten (ABl. L 193 vom 20.7.2002, S. 1) 

 

32002 L 0055: Richtlinie 2002/55/EG des Rates vom 13. Juni 2002 über den Verkehr mit Gemüse-

saatgut (ABl. L 193 vom 20.7.2002, S. 33) 

 

Kroatien darf die Anwendung von Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2002/53/EG und Artikel 4 

Absatz 1 der Richtlinie 2002/55/EG im Hinblick auf die Vermarktung – in seinem Hoheitsgebiet – 

von Saatgut von Sorten, die in seinen jeweiligen nationalen Sortenkatalogen für landwirtschaftliche 

Pflanzenarten und für Gemüsearten aufgeführt, aber nicht gemäß diesen Richtlinien amtlich 

zugelassen worden sind, bis zum 31. Dezember 2014 aussetzen. Während dieses Zeitraums darf 

derartiges Saatgut jedoch nicht im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten vermarktet werden. 

 

IV. NEUM 

 

31997 L 0078: Richtlinie 97/78/EG vom 18. Dezember 1997 zur Festlegung von Grundregeln für 

die Veterinärkontrollen von aus Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten Erzeugnissen (ABl. 

L 24 vom 30.1.1998, S. 9) 
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Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

 

"Artikel 1 

 

(1) Die Veterinärkontrollen der in eines der in Anhang I aufgeführten Gebiete der Gemeinschaft 

verbrachten Drittlandserzeugnisse werden von den Mitgliedstaaten nach Maßgabe dieser Richtlinie 

sowie der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

29. April 2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und 

Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz durchgeführt.* 

 

(2) Abweichend von Absatz 1 können Sendungen von Erzeugnissen aus dem Hoheitsgebiet Kroa-

tiens, die in Neum ('Korridor von Neum') durch das Hoheitsgebiet von Bosnien und Herzegowina 

befördert werden und anschließend über die Eingangsstellen Klek oder Zaton Doli wieder in das 

Hoheitsgebiet Kroatiens gelangen, von Veterinärkontrollen ausgenommen werden, wenn folgende 

Bedingungen erfüllt sind: 

 

a) Kroatien verfügt zum oder vor dem Zeitpunkt des Beitritts nördlich und südlich des Korridors 

von Neum über Eingangsstellen, die materiell und personell ausgestattet und vorbereitet sind, 

um die Erfüllung der Bedingungen dieses Absatzes gewährleisten zu können. 
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b) Kroatien gewährleistet, dass 

 

i) für die Beförderung der Sendungen ausschließlich geschlossene Fahrzeuge verwendet 

werden; 

 

ii) Fahrzeuge, die die Sendungen befördern, vor der Durchfahrt durch den Korridor von 

Neum mit einzeln nummerierten Plomben verplombt werden; 

 

iii) ein Register erstellt wird, aus dem hervorgeht, welche nummerierten Plomben an 

welchen Fahrzeugen angebracht wurden, um die notwendigen Kontrollen zu 

ermöglichen; 

 

(iv) das Datum und der Zeitpunkt, zu dem die die Sendungen befördernden Fahrzeuge das 

kroatische Hoheitsgebiet verlassen und wieder dorthin zurückkehren, erfasst werden, 

damit die Gesamtdauer der Durchfahrt berechnet werden kann. 

 

c) Kroatien gewährleistet, dass eine Sendung nicht wieder in das Hoheitsgebiet Kroatiens 

verbracht werden darf, wenn 

 

i) die Plombe eines Fahrzeugs während der Durchfahrt durch den Korridor von Neum 

aufgebrochen oder ersetzt wurde und/oder  

 

ii) die Gesamtdauer der Durchfahrt die in Anbetracht der Gesamtstrecke der Durchfahrt 

annehmbare Gesamtdauer der Durchfahrt beträchtlich übersteigt, es sei denn, dass die 

zuständige Behörde eine Bewertung der Risiken für die Gesundheit von Mensch und 

Tier durchgeführt und aufgrund dieser Bewertung wirksame, verhältnismäßige und 

gezielte Maßnahmen ergriffen hat. 
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d) Kroatien unterrichtet die Kommission regelmäßig und bei Bedarf über jede Nichterfüllung der 

unter Buchstabe b genannten Bedingungen und über die Maßnahmen, die es gemäß 

Buchstabe c ergriffen hat. 

 

e) Erforderlichenfalls ist ein Beschluss über die Aussetzung oder Aufhebung der Abweichung 

von Absatz 1 nach dem Verfahren des Artikels 29 zu erlassen. 

 

f) Durchführungsbestimmungen zu diesem Absatz können, soweit erforderlich, nach dem 

Verfahren des Artikels 29 erlassen werden. 

______________________ 
* ABl. L 165 vom 30.4.2004, S. 1." 

 

6. FISCHEREI 

 

32006 R 1967: Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates vom 21. Dezember 2006 betreffend die 

Maßnahmen für die nachhaltige Bewirtschaftung der Fischereiressourcen im Mittelmeer und zur 

Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) 

Nr. 1626/94 (ABl. L 409 vom 30.12.2006, S. 11. Berichtigte Fassung in ABl. L 36 vom 8.2.2007, 

S. 6) 

 

a) Abweichend von Artikel 13 Absätze 1 und 2 dürfen in der Region Westistrien registrierte und 

nur dort eingesetzte Schiffe in Tiefen von weniger als 50 m vorübergehend bis zum 30. Juni 

2014 in einer Mindestentfernung von 1,5 Seemeilen vor den Küsten Grundschleppnetze 

einsetzen. 

 

Diese Abweichung gilt für ein als Westistrien bezeichnetes Gebiet, das ab dem Punkt mit den 

geografischen Koordinaten φ=44,52135 und λ=14,29244 mit einer Linie in nördlicher Rich-

tung und einer Linie in westlicher Richtung ausgewiesen ist.  
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Kroatien ist es bis zum 30. Juni 2014 vorübergehend gestattet, dass Fischereifahrzeuge mit 

einer Länge über alles von weniger als 15 m in Tiefen von über 50 m in einer Mindestentfer-

nung von 1 Seemeile vor den Küsten Grundschleppnetze einsetzen, wobei alle anderen räum-

lichen und zeitlichen Beschränkungen, die am Tag des Beitritts gelten, aufrechterhalten 

werden. 

 

b) Abweichend von Artikel 17 Absatz 1 darf eine begrenzte Zahl von höchstens 2000 Schiffen 

der spezifischen Kategorie "kleine Küstenfischerei für den persönlichen Bedarf" des nicht 

kommerziellen Fischfangs bis zum 31. Dezember 2014 höchstens 200 m Kiemennetze ein-

setzen, sofern alle am Tag des Beitritts geltenden Beschränkungen weiterhin Anwendung 

finden. Kroatien wird der Kommission spätestens am Tag des Beitritts eine Liste der Schiffe 

mit ihren Eigenschaften und ihrer in BRZ und kW ausgedrückten Fangkapazität vorlegen, für 

die dieser Übergangszeitraum gilt. 

 

7. VERKEHRSPOLITIK 

 

1. 31992 R 3577: Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 des Rates vom 7. Dezember 1992 zur An-

wendung des Grundsatzes des freien Dienstleistungsverkehrs auf den Seeverkehr in den 

Mitgliedstaaten (Seekabotage) (ABl. L 364 vom 12.12.1992, S. 7) 

 

In Artikel 6 werden folgende Absätze angefügt: 

 

"(4) In Abweichung von Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 können Verträge über öffentliche 

Verkehrsdienste, die vor dem Tag des Beitritts Kroatiens geschlossen wurden, noch bis zum 

31. Dezember 2016 angewandt werden. 
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(5) In Abweichung von Artikel 1 Absatz 1 sind bis zum 31. Dezember 2014 Kreuzfahrten 

zwischen kroatischen Häfen auf Schiffen mit einer BRZ von weniger als 650 Schiffen vorbe-

halten, die in Kroatien registriert sind, unter der Flagge Kroatiens fahren und von Schifffahrt-

unternehmen betrieben werden, die nach kroatischem Recht errichtet wurden und die ihre 

Hauptniederlassung in Kroatien haben und über die die tatsächliche Aufsicht in Kroatien 

ausgeübt wird. 

 

(6) In Abweichung von Artikel 1 Absatz 1 kann die Kommission während des Übergangs-

zeitraums bis zum 31. Dezember 2014 auf begründeten Antrag eines Mitgliedstaats innerhalb 

von 30 Arbeitstagen nach Eingang des betreffenden Antrags beschließen, dass Schiffe, die 

unter die Ausnahmeregelung nach Absatz 5 fallen, keine Kreuzfahrten zwischen Häfen be-

stimmter Gebiete eines anderen Mitgliedstaats als Kroatien durchführen dürfen, wenn nach-

gewiesen ist, dass diese Dienste den Verkehrsbinnenmarkt in den betreffenden Gebieten ernst-

haft behindern oder ernsthaft zu behindern drohen. Hat die Kommission nach Ablauf der Frist 

von 30 Arbeitstagen keinen Beschluss gefasst, so ist der betreffende Mitgliedstaat berechtigt, 

so lange Schutzmaßnahmen anzuwenden, bis die Kommission ihren Beschluss gefasst hat. In 

Dringlichkeitsfällen kann der Mitgliedstaat einseitig angemessene vorläufige Maßnahmen 

ergreifen, die nicht länger als drei Monate lang in Kraft bleiben dürfen. Der Mitgliedstaat 

unterrichtet die Kommission unverzüglich darüber. Die Kommission kann die Maßnahmen 

aufheben oder sie bestätigen, solange ihr endgültiger Beschluss noch aussteht. Die Mitglied-

staaten werden laufend darüber unterrichtet." 
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